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Schwarz gegen rot.
Auf dem in Aachen in der vergangenen Woche abgehaltenen

ultramontanen Parteitag ſpielte die Scharfmacherei gegen die
moderne Arbeiterbewegung eine hervorragende Rolle.

„Mit dem 12. Januar 1912 ging eine neuer politiſcher Tag
über Deutſchland auf. Aber dieſer Tag verſpricht kein fried-
licher zu werden, denn im grellen Rot kündigte er ſich an.
Und wo das grelle Frührot auf den Höhen ſteht, da ſchließt
man Schotten und Luken, denn da gibt's Sturm!“ So be-
gann in Aachen eine Rede, die man mit großer Ueberlegung
an das Ende des Katholikentages geſetzt hatte. Wie dem
Klerikalismus im allgemeinen, ſo ſitzt auch dem Zentrum die
Angſt im Nacken. Jn Deutſchland iſt es die Sozialdemokratie,
die Furcht und Schrecken im klerikalen Lager verbreitet und
die hier das Tun und Laſſen der führenden Geiſter beſtimmt.
Der katholiſche Volksverein, der in Aachen während des Katho-

likentages ſeine Generalverſammlung abhielt, verrichtet ſeine
Arbeiten faſt ausſchließlich zu dem Zweck, den Abfall der
gläubigen Maſſen an die Sozialdemokratie, wenn nicht zu ver
hindern, dann doch wenigſtens zu verlangſamen. Und die vom
Zentrum ins Leben gerufene Organiſation zur Verteidigung
der chriſtlichen Schule und Erziehung hat den einzigen Zweck,
die Jugend des arbeitenden Volkes nicht zum Denken, nicht
zur Selbſtändigkeit, nicht zum Klaſſenbewußtſein, nicht zum
Anſchluß an die Sozialdemokratie kommen zu laſſen. Und in
wie dielen der Reden und Anträge offenbarte ſich ſonſt noch
das Bemühen, das gläubige Gefolge, den jungen Arbeiter, das
heranwachſende Geſchlecht von der Berührung mit denkenden
Klaſſengenoſſen abzuſperren, weil man ſich bewußt iſt, daß auch
vor den einfachften Gedankengängen des aufgeklärten Arbeiters
alle Bibel- und Kirchenweisheit, alle Höllenfurcht und alle
Himmelshoffnung wie Spreu im Winde vergeht. Das weiß
man, und deshalb appelliert man an die Furcht der Großen
und Reichen vor der erwachenden Maſſe.

Jn Aachen betraute man mit dieſer Aufgabe ein Mitglied
jenes Ordens, der mit Recht wegen der Bedenkenloſigkeit in der
Wahl der Mittel einen üblen Ruf genießt. Und nicht ohne
Abſicht ſetzte man die Rede dieſes Mannes, des Jeſuitenpaters
Cohauß, an den Schluß des Katholikentages. Unter dem Ein-
druck dieſer Rede ſollte das katholiſche Volk Aachen verlaſſen,
und ſie ſollte denen, an die ſie gerichtet war, den Regierungen,
den Mächtigen und Reichen, am nachhaltigſten in den Ohren
kkingen. Es war eine Hetzrede ſchlimmſter Art, eine Rede wider
den Atheismus, wie der Titel ſagte, eine Rede wider die
aufſtrebende Arbeiterflaſſe, wie ſie richtig heißen
ſollte. Ehemals, als die Kirche noch die Völker regierte, war
alles eitel Frieden und Glück, Gerechtigkeit und Ergebenheit
waren die Schutzgeiſter dieſer Welt:

„Aber dann kam der gelbe Neidhard und ſchleuderte die
Lohe in das Gotteshaus und als die Rotglut ſprühte und
Säule auf Säule krachend ſtürzte, da flohen die ſchützenden
Geiſter, und im rauchgeſchwärzten Gemäuer vernahm man
den unheimlichen Flügelſchlag nächtlicher Unholde. Wo
Friede und Ergebung wohnten, ſah man jetzt den Geiſt des
Neides, des Jngrimms, der Rache und des Haſſes die Glut
des Aufruhrs ſchüren.“

Und denkt nicht daran, ihr Regierungen und Parteien,
auf dem Wege der Geſetzgebung den Forderungen der Maſſen
gerecht zu werden: „Nie und nimmer werden ſie mit Abſchlags-
zahlungen ſich zufrieden geben, nur eine völlige Gleichheit wird
ihre Gelüſte ſtillen. Wie beutegierige Wölfe den Schlitten
ruſſiſcher Großen auf ſchneebedeckter Steppe, ſo werden die
beutegierigen Maſſen im Wettlauf dem Beſitzenden nachjagen,
nur auf einen günſtigen Augenblick wartend, wo es ihnen ge-
lingt, den Schlitten umzuwerfen und ſich der Güter der Glücks-
ritter zu bemächtigen.“ Und was kann helfen gegen den Um-
ſturz? Nicht die Autorität, deren Träger vor dem Dolch
und der Bombe der Meuchelmörder nicht ſicher
ſind; nicht das Heer, das immer mehr umſtürzleriſch durch
ſetzt wird, ſondern einzig und allein die Kirchel

Nun wiſſen die Regierenden, was ſie zu tun haben, um Thron
und Altar vor dem Umſturz zu retten und die Geldſchränke
vor den Gelüſten gerieriger Proletarierwölfe zu ſichern. Das
Rezept iſt ſehr einfach. Vielleicht aber erinnern ſich unſere
Staatsweiſen, was aus den Ländern geworden iſt, deren Re
gierungen allzu willig den ſo ſelbſtlos klingenden Ratſchlägen

des Klerikalismus gefolgt ſind.
Wie tief das Zentrum geſunken iſt, was man ſelbſt von den

einſt als Vertreter des demokratiſchen Elements in der
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ſchwarzen Volkspartei angeſprochenen chriſtlichen Gewerk
ſchaftsführern zu erwarten hat, das bewies eine tolle Hetzrede
des durch Scharfmachergnaden wieder in den Reichstag ge-
ſchlüpften Herrn Giesberts, des Strategen des Maſſenſtreik-
bruchs im Ruhrrevier, des Papſtes der ſogen. chriſtlichen Ge-
werkſchaften. Dieſer ehemalige Arbeiter ſprach von einer Ar-
beitsmonopoliſierung durch die freien Gewerkſchaften und die

Sozialdemokratie. Ganz frech behauptete er, es ſei in vielen
Werkſtätten jetzt ſchon ſozialdemokratiſcher Grundſatz: erſt

rot, dann Brotl
So hetzt ein Vertreter jener Weltanſchauung, die in fana-

tiſcher Jntoleranz ungezählte Scheiterhaufen errichtete, Blut-
bäder anrichtete und nach ihren geheimſten Wünſchen alle
„Ebenbilder Gottes“ mit Feuer und Schwert vernichten möchte,
die ſich nicht bedingungslos unter die ſchwarze Pfaffenherr-
ſchaft beugen wollen.

Gewiſſenszwang iſt der herrſchende Zug des Ultramontanis-
mus. Er iſt der ſchlimimſte, der erbittertſte Feind jeder Frei-
heit. Von ihm hat die Arbeiterbewegung noch die aus
ſchweifendſten Brutalitäten und Gehäſſigkeiten zu erwarten.
Mit raffinierter Abſicht leiſtet man nun den Scharfmachern
durch Hetzen und Verleumden Handlangerdienſte. Ausnahme-
geſetze ſollen die moderne Arbeiterbewegung ſchädigen, in ihrem
Vormarſch hemmen.

Der ſchwarze Parteitag gab für die Hatz gegen freie Gewerk-
ſchaften und die Sozialdemokratie ein neues, weittönendes
Signal.

Pfaffen, Junker und Kapitaliſten ſtehen in
gegen die Arbeiter. Es wird heiße Kämpfe geben!

Engliſcher Gewerkſchaftskongreß
London, den 16. Auguſt.

Der 45. Jahreskongreß der britiſchen Trade Unions, der am
2. September in Neuport unweit Cardiff, zuſammentritt,
wird Gelegenheit haben, feſtzuſtellen, inwieweit die Lehren des
Syndikalismus in der engliſchen Gewerkſchaftsbewegung
r gefaßt haben. Das Parlamentariſche Komitee des Trade-
nion-Kongreſſes macht ſelber die Herausforderung, indem es

die folgende Reſolution vorſchlägt: „Der Kongreß bekräftigt
ſeine fortgeſetzte Unterſtützung der unabhängigen
politiſchen Aktion der Arbeiterklaſſe zur Förde-
rung des wirtſchaftlichen Kampfes um einen gerechteren Anteil
an dem erzeugten Reichtum, und ſpricht ſich angeſichts der fort
geſetzten Zentraliſation ſozialer und wirtſchaftlicher Fragen
in den Händen der Regierung und der lokalen Behörden für

e nationale und lokale Vertretungaus.“ Wenn der Antiparlamentarismus wirklich, wie die
bürgerliche Preſſe ſo gern behauptet, einen nennenswerten An
ang in der engliſchen Arbeiterſchaft gefunden hat, dann wird

ſich das bei der Abſtimmung über dieſe Reſolution ausdrücken
müſſen. Man kann aber getroſt vorherſagen, daß ſich nicht mehr
als ein wimziges Häuflein gegen die Reſolution finden wird,
falle ſie nicht gänzlich ohne Widerſpruch angenommen werden
ollte.
Auch ſonſt ſteht eine Anzahl hochwichtiger Reſolutionen auf

der Tagesordnung des Kongreſſes. Die Keſſelſchmiede und
Schiffebauer erneuern den ſchon früher diskutierten und nun
wohl ſchon bis zur endgültigen Entſcheidung gediehenen Vor-
ſchlag, die drei großen Zentralorganiſationen der engliſchen
Arbeiterbewegung, den Trade-ü nion-Kongreß, den
Gewerkſchaftsverband und die Arbeiterpartei
zuverſchmelzen. Jn Zukunft ſoll nur eine Zentralorgani-
ſation mit dem Namen Arbeiterkongreß ſein, und Gewerk-
ſchaften eventuell auch Genoſſenſchaften und ſozialiſtiſche Ver-

einigungen umfaſſen. ß

einer Front

Der Arbeivterkongreß ſoll erſtens alle
die Arbeiterſchaft berührende Geſetzgebung überwachen, zweitens
im Parlament eine politiſche Arbeiterpartei organiſieren und
erhalten, drittens einen Fonds zur gegenſeitigen Unterſtützung
ſchaffen. Der Vorſchlag hat ohne Zweifel manche Berechti-
gung. Die Funktionen der drei Körperſchaften greifen vielfach
über, und das Beſtehen ſeparater Organiſationen mit be-
ſonderer jährlichen Delegiertenkonferenz bringt eine große Ver-
geudung von Zeit, Geld und Energie mit ſich. Aber eine Ver-
ſchmelzung aller drei Zentralorganiſationen wird ſich kaum
durchführen laſſen. Der Trade-Union-Kongreß und die Ar-
beiterpartei werden ſich leicht verſchmelzen laſſen. Sie haben
faſt dieſelben Funktionen, ihre Kongreſſe haben dieſelbe Tages-
ordnung und dieſelben Delegierten, ihre Mitgliedſchaft iſt die-
ſelbe, nur daß die Arbeiterpartei auch ſozialiſtiſche Organiſa-
tionen in ſich ſchließt. Dagegen hat der Gewerkſchaftsverband
weſentlich andere Funktionen, wie gegenſeitige Unterſtützung,
gemeinſame Streikfonds und jetzt auch Verwaltung der Ar-
beiterverſicherung. Auch umfaßt er jetzt noch nicht die Hälfte
der Mitgliedſchaft des Trade-Union-Kongreſſes.

Die Londoner Fuhrleute ſchlagen eine Reſolution vor, die
es zur Sicherung der vollen Vorteile erkämpfter Tarifverträge
für notwendig erklärt, daß organiſierte Arbeiter ſich
weigern ſollen, mit un organiſierten zu-ſammen zu arbeiten.

Die Gewerkſchaft der Dockarbeiter (mit dem Sitze in Liver-
pool) fordert unter ausdrücklicher Verwerfung
der ſyndikaliſtiſchen Lehren die Verſchmelzung der
Fachvereine desſelben Berufs in große Jnduſtrieverbände. Das-
ſelbe fordert eine Reſolution der Maurer.

Die Typographen fordern, daß die in Tarif verträgen
i Gewerkſchaften und Arbeitgeberverbänden vereinbarten
Arbeitsbedingungen für alle Arbeitgeber des be
treffenden Jnduſtriezweiges geſetzlich bin-
dend ſein ſollen.

Die Londoner Schriftſetzer verlangen eine große Kampagne
zur Sicherung einer Lohnerhöhung von 5 Schilling die Woche
für alle Arbeiter, um das Sinken der Reallöhne wett zu machen,
ferner die Herabſetzung der Arbeitszeit auf 48 Stunden die
Woche und die Beſchränkung von Ueberſtunden, um der Ar-
beitsloſigkeit zu ſteuern. Die Gasarbeiter verlangen die ſo-
ortige Einbringung einer Geſetzesvorlage zur Einführung des

chtſtundentags. Die Kleidekmacher fordern einen allgemeinen
Minimallohn von 30 Schilling die Woche.

Bemerkenswert ſind noch die Vorſchläge der landwirt-
ſchaftlichen Arbeiter. Sie verlangen, daß das Minimal-
lohngeſetz für „Schwitzinduſtrien“ vom T 1910 auf alle
niedrig entlohnten Arbeiter erweitert werde. Sie fordern ferner
eine Vorlage zur Herbſetzung der Arbeitsſtunden für landwirt-
ſchaftliche Arbeiter und die Einführung eines wöchentlichen
Halbfeiertags. Schließlich ſchlagen ſie vor, die Bebauung alles
land wirtſchaftlichen Bodens zu einer geſetzlichen Zwangspflicht
zu machen.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 19. Auguſt 1912.

Unter Polizeiaufſicht.
Die Verwaltung der Kaiſerlichen Werft diktiert in der

Arbeitsordnung, daß ſozialdemokratiſche Agitatoren oder
ſonſtige Perſonen, von denen vorausgeſetzt werden darf, daß
ſie den Frieden zwiſchen der Behörde und den Arbeitern oder
der Arbeiter untereinander ſtören wollen“, als vogelfrei aufs
Pflaſter geworfen werden. Das iſt ſchon ein Skandal; die
ſozialdemokratiſche Bevölkerung des Reiches muß zu den Laſten
der Marine genau ſo beitragen, wie der übrige Teil der Be-
völkerung, und die Verordnung widerſtrebt dem Geiſte der
Verfaſſung. Aber die Verwaltung geht noch weiter. Sie bringt
die Arbeiter auf eine Stufe mit Verbrechern, ſtellt ſie unter
Polizeiauffſicht.

Die Werftverwaltung beſchäftigt die Arbeiter zunächſt probe-
weiſe. Jn der vierwöchentlichen Probezeit zieht die Ver-
waltung durch die Polizei Erkundigungen über die Arbeiter
ein. Wenn die Recherchen eines Schutzmannes oder eines
andern behördlichen Organes ungünſtig für den Eingeſtellten
lauten, dann wird der Mann, ohne gehört zu werden und ohne
Gelegenheit zu haben, auf die Beſchuldigungen des Recher-
cheurs zu antworten, einfach hinausgeworfen. Die nachſtehend
abgedruckten Aktenſtücke kennzeichnen das Gebaren einer
Staatsbehörde.

Die Werftverwaltung richtete an den Gemeindevorſtand
Achtelbur, Kreis Aurich, die übliche Aufforderung, polizeiliche
Auskunft über einen bei der Werft eingeſtellten Arbeiter zu
geben. Der Gemeindevorſtand antwortete:

„p. p. S. iſt noch unbeſtraft, aber ein frecher, wider-
licher Menſch. Vor ſeiner Militärzeit hat er hier ſozial-
demokratiſche Flugblätter verbreitet. Um den Frieden zwi-
ſchen der Behörde und den Arbeitern zu ſtören, iſt er wohl
zu dumm, ſonſt würde er es jedenfalls tun.

gez.: Holſtein, Gemeindevorſtand.“

Die Werftverwaltung überſandte den Uriasbrief dem
Oberwerftdirektor Kontreadmiral v. Eckermann mit folgenden
Bemerkungen:

„Nach anliegender polizeilicher Mitteilung hat S. für
die ſozialdemokratiſche Partei agitiert. Es wird daher vor-
geſchlagen, ihn gemäß S 1 Ziffer e) der Arbeitsordnung unter
Jnnehaltung der 14 tägigen Kündigungsfriſt zu entlaſſen,
zumal auch die ſonſtige Auskunft über ihn ungünſtig iſt.“

gez. Zollner.“
Der Oberwerftdirektor konnte ſich nicht ohne weiteres dazu

verſtehen, den von dem Gemeindevorſteher in Achtelbur ſo ge-

häſſig charakteriſierten Arbeiter auf die Straße zu ſetzen. Er
richtet an das Arbeitsamt der Werftverwaltung zunächſt die
weitere Frage:

„Wie ſind ſeine Vorgeſetzten mit S. zufrieden? Das
Verteilen von Flugblättern liegt lange Zeit zurück. An ſich
kann man das wohl nicht unter allen Umſtänden als Agi-
tation auffaſſen. gez. Eckermann.“

Darauf gab die Bauabteilung Helgoland, bei der S.
in Arbeit ſtand, die nachſtehende Auskunft:

„S. iſt ein tüchtiger und ruhiger Arbeiter, der ſich bis-
her vor ſeinen Mitarbeitern nur auszeichnete. Die Bau-
abteilung Helgoland hat daher keinen Grund, ihn zu ent-

laſſen. gez. Eckert.“Geſtützt auf dieſes Zeugnis der unmittelbaren Vorgeſetzten
des verdächtigen Arbeiters entſchied dann der Oberwerftdirek-
tor, daß S. nicht entlaſſen werde. Der Reichstag wird
dafür zu ſorgen haben, daß der Werftverwaltung derartige
Recherchen über ihre Arbeiter unterſagt werden; den betroffe
nen Arbeitern iſt dringend zu raten, gegen gewiſſenloſe Poli
zeibehörden, die ihnen mit Zeugniſſen, wie das vorſtehende, die
Exiſtenz vernichten, im Klagewege vorzugehen.

e



e Eine wette Seadeverwaltuag:ioſebneht
Bei der letzten Stadtverordnetenwahl in der weſtfäliſchen

Kreisſtadt Minden wurden zum erſtenmal ſozialdemokra-
tiſche Stadtverordnete gewählt. Sie konnten aber ihr Amt
nicht antreten, weil man nun mit einem Male „entdeckte“, daß
die Ausſchreibung der Wahl, nach dem bisher üblichen Modus,
nicht den geſetzlichen Vorſchriften entſprochen habe. Bei der
nun „richtig“ ausgeſchriebenen Wahl ſiegten die gemeinſamen
bürgerlichen Gegner durch Stimmenerpreſſung mit winziger
Mehrheit.

Daß die Herren im Mindener Rathauſe Urſache haben, die
Anweſenheit einiger ſozialdemokratiſcher Hechte in ihrem
Karpfenteiche zu ſcheuen, das läßt ſich nach den Mitteilungen
begreifen, die in der jüngſten Sitzung notgedrungen gemacht
werden mußten. Der ſozialdemokratiſche Wahlverein Minden-
Lübbecke hatte eine kitzliche Anfrage geſtellt. Mehrere Stadt-
verordnete hatten bei dem letzten Schützenfeſte anläßlich
des ſog. Königseſſens Sektgutſcheine verteilt. Unſere
Genoſſen wollten wiſſen, wer die Geſchichte bezahle.

Der ſtellvertretende Stadtverordnetenvorſteher Rechtsanwalt
v. Borries beſtritt zunächſt dem ſozialdemokratiſchen Verein
die „Legitimation“ zu der Anfrage. Er mußte aber im übrigen
zugeben, daß mit den im Etat als „Ausgaben für das Frei-
ſchießen“ eingeſetzten Mitteln ſeit Jahren unerhörter Miß-
drauch getrieben worden ſei. Zu dem Schützen-Feſteſſen ladet
die Stadt ſtets etwa hundert Ehrengäſte ein. Die Mitglieder
der ſtädtiſchen Kollegien zahlen zwar je 10 Mk. für die Teil-
nahme, aber auf jedem Platz eines ſtädtiſchen Vertreters liegen
Blanko-Freibons für Wein und Sekt, die von
der Stadtkaſſe eingelöſt werden. Wie nun feſt-
geſtellt worden iſt, hat eine Anzahl Stadtverordneter wohl
der vierte Teil das „übliche Maß“ ganz bedeutend über-
ſchritten, auf die einzelnen Bons waren 14, 17, 20, 30, ja 3 5
Flaſchen Sekt verſchrieben worden. „Man“ hat nun
„angenommen“, daß die Schuldigen „in gutem Glauben an
einen tatſächlich nicht beſtehenden allgemeinen Brauch“ ge-
handelt. Wie Herr v. Borries weiter mitteilte, iſt den Herren
kein Zweifel darüber gelaſſen worden, daß ihr Vorgehen als
ein grober Unfug zu bezeichnen ſei, auch mußten, weil
die Sache publik geworden, einige Herren einen entſprechenden
Betrag an die Stadtkaſſe zurückzahlen. Damit iſt die Sache
erledigt. Die Herren, denen die zu ihrem Amte unentbehr-
lichen Qualitäten fehlen, bleiben im Stadtverordnetenkollegium,
und die Arbeitervertreter bleiben draußen wenigſtens bis
zur nächſten Wahl.

Aldeutſche Hegzereien.
Be Beutfche Zeitung befiehlt Holland und Belgien Neu

tralität für den Fall eines deutſch-franzöſiſch-engliſchen Krieges
Sie ſtellt dabei folgendes Ultimatum:

„Man darf aber wohl heute ſchon behaupten, daß ein
deutſch feindliches Belgien und Holland ihren
Beſtand nur im Falle eines engliſch- franzöſiſchen Sieges
behaupten könnten. Siegt nämlich Deutſchland und der
Fall liegt denn doch durchaus im Bereiche der Möglichkeit

ſo würde ein ſolcher Sieg den Habitus des deutſchen
Staates und des deutſchen Volkes ſicherlich in einem Grade
verändern, daß vieles, was uns heute noch ſchwer, unmög-
lich, frevelig erſcheint, plötzlich ein anderes Geſicht bekäme
und als durchaus ausführbar, ja, geboten gelten würde. Dann
würde die Erbitterung über die unerträgliche Haltung beider
auf uns angewieſener Länder vorausſichtlich einen ſolchen
Grad erreichen, daß alle erwähnten Bedenken
gegen eine Annexionverblaſſen würden vor der
einen Forderung, einen hoch gefährlichen Herd und Stütz-
punkt deutſch- feindlicher Beſtrebungen in Europa von
Grund aus zu zerſtören. Holland und Belgien wür-
den dann aller Wahrſcheinlichkeit nach als ſelbſtändige Ge-
bilde von der Landkarte verſchwinden.

Die alldeutſchen Narren haben zu wenig Bedeutung, als
daß man ihr Geſchwätz im Jnlande beſondekts ernſt zu nehmen
hätte, aber die unſeren Portemonnaie-Jntereſſenten ver-
wandten Hetzer im Auslande werden ſolchen Unfug natürlich
ausſchlachten. So arbeiten die Prozentpatrioten hüben und
drüben mit vertauſchten Rollen auf die volksfeindlichen Ziele
hin.

wiſſe zur Hewin gung Ein

2. Abwehrung der Angriffe, 3. Uebergang zum Angriff ſelbſt.
Was er über die erſten beiden Möglichkeiten ſagt, ſind ganz

olle Kamellen. Den Angriff denkt ſich der konſervative Stra-
tege wie folgt:

„Es dürfte nicht geſtattet werden, daß die Krankenkaſſen
zu ſozialdemokratiſcher Agitation mißbraucht werden. Die
Vorſchrift des S 354 Abſ. 6, Satz 1 der Reichsverſicherungs-
ordnung müßte energiſch angewendet werden. Die Vor-
ſchriften des Reichsſtrafgeſetzbuches über Aufreizung zum
Klaſſenhaß, Majeſtätsbeleidigung, Landesverrat uſw. dürften
nicht in der Verſenkung ruhen. Die Jugendvereine der
Sozialdemokratie müßten aufgelöſt, der Schutz der Arbeits-
willigen durchgeführt und ſchließlich Mittel und Wege ge-
funden werden, um die ſozialdemokratiſchen Organiſationen
und ihre Führer für die wirtſchaftlichen Schädigungen der
Unternehmer bei unberechtigten Streiks und dergleichen auch
finanziell gegebenenfalls auch ſtrafrechtlich haftbar zu
machen.“

Wir wünſchen dem neuen Prediger wider die rote Flut
viel Glück und die ganze Gefolgſchaft der Geſcheitelten und
Geſchorenen.

„Kognak“-Phantaſien.
Der jüngſt erſchienene Rechenſchaftsbericht unſeres Partei

vorſtandes hat es dem journaliſtiſchen Wortführer der Agra-
rier, Dr. Oertel, dem Mann mit dem Kognakzeichen in der
Deutſchen Tageszeitung, ſehr angetan. Er findet die Zahlen
für außerordentlich bedrohlich und meint, es mache einen recht
eigentümlichen und böſen Eindruck, wenn man ſich erinnere,
daß noch vor fünf Jahren, nach den letzten Reichstagswahlen,
ſehr viele Leute der Welt verkündeten, die Sozialdemokratie
habe ihren Höhepunkt überſchritten. Dieſe Sätze bedeuten, ge
wollt oder ungewollt, eine kräftige Ohrfeige für den, den Agra
riern geſinnungsverwandten Liebertſchen Reichsverband, der
vor fünf Jahren mit vollen Backen in die Welt hinauspoſaunte,
die Soziademokratie ſei überwunden. Doch das nur nebenbei.
Dr. Oertel ſieht die Revolution bereits in greifbare Nähe ge-
rückt; er verlangt, daß die geltenden Geſetze ſcharf und konſe-
quent angewendet werden ſollen. Vor allem müßten die ver
antwortlichen und berufenen Stellen dafür ſorgen, daß die So
zialdemokratie, die auf Gleichberechtigung keinen Anſpruch
habe, immer als die verfaſſungswidrige Partei ge-
brandmarkt werde. Es dürfe nicht wieder vorkommen, daß ein
Staatsſekretär das Eintreten der Beamten für die Sozial-
demokratie als erklärlich bezeichnen könne. Aufgabe des
Staates ſei es, zum Angriff überzugehen. Es ſei ein Gebot
der Selbſterhaltung, ſich mit allen geſetzlichen Mitteln ſeiner
Haut gegen diejenigen zu wehren, die die verfaſſungsmäßigen
Grundlagen vernichten wollten. Eine Gefahr von unge-
heurer Größe erblickt der „Kognakmann“ in den Gewerkſchaften
mit ihrem Vermögen von weit über 60 Millionen Mark. Jede
Förderung der Gewerkſchaftsbewegung iſt für ihn eine un
mittelbare Hilfekeiſtung für die bevorſtehende ſogiale Revolu-
tion. Es ſei ganz unbegreiflich, wenn die Führer der chriſt-
lichen Gewerkſchaften ſich gegen die Einführung eines ſchär-
feren geſetzlichen Schutzes der Arbeitswilligen ſträubten. Als
ſicherſtes Mittel zur Abwehr der Revolution empfiehlt Dr.
Oertel Stärkung der ſtaatserhaltenden Mächte. Dieſe Mächte
ſind ſeiner Auffaſſung nach der Mittelſtand und beſonders das
Bauerntum. Unter Bauerntum ſind nach junkerlichen Be
griffen die Agrarier zu verſtehen. Der Ratſchlag der Deut-
ſchen Tageszeitung geht einfach dahin, den Agrariern weitere
Liebesgaben zu gewähren, als ſicherſten Schutz gegen ſtaatszer-
ſtörende Tendenzen. Aber mit Liebesgaben allein iſt's nicht
getan. Die auf dem Aachener Katholikentage gehaltenen Reden
haben ihren Einfluß auf das an ſich ſchon fromme Gemüt des
Herrn Dr. Oertel offenbar nicht fehlt, denn er ſchließt
ſeinen Artikel mit dieſem ſalbungsvollen Hinweis:

„Stürzt die Autorität Gottes, dann haben die Autoritäten
der Erde keinen Halt mehr. Wer dieſe unterſtützen will, der
muß unſerem Volke, nicht nur unten, ſondern auch oben.

wieder mit markiger Stimme zurufen: Zurück zu
ott!“
So iſt's richtig; der Herrgott muß wieder Nachtwächter

ſpielen! Das widerliche Treiben muß ſchließlich jeden Ar-
beiter zur Beſinnung und zur Sozialdemokratie bringen.

mee e i 4 u rMeſſias. er ginge in en en S OHentſches Reich.
Ueber drei Möglichkeiten, die Sozialdemokratie zu vernichten,

orakelt jemand anſcheinend ein Geſalbter in der Kreuz
zeitung. Seine Grundſätze formuliert er alſo: 1. Erhalten
und Ausbauen der feſten Grundlagen und Stützen des Staakes,

Staaksretteriſche wichtige Tätigkeit. Dem Arbeiterturn-
verein Freiheit in Rathenow iſt von der Polizeibehörde auf-
gegeben worden, bei Vermeidung von 30 Mk. Strafe inner-
halb acht Tagen Statut und Verzeichnis der Vorſtandsmit-
glieder einzureichen. Die Polizei begründet ihr Vorgehen mit
der Zugehörigkeit des Vereins zum Arbeiterturnerbund. So
iſt's recht. Die Polizei muß ſtets auf der Wacht ſein
damit ſie keine Dummhejt verſäumt.

Das beleidigte Militär. Gen. Karl Sindermann,
der Vorſitzende des ſächſiſchen Landesvorſtandes, wurde am
Sonnabend vom Landgericht zu Dresden zu drei Monaten
Gefängnis verurteilt. Er ſoll das Heer und Offizier-
korps in einer Verſammlungsrede beleidigt haben. Straf-
arg haben der ſächſiſche und der preußiſche Kriegsminiſter
geſtellt.

Jeſuitereien, Verſchiedene Blätter behaupten, der Bundes-
rat habe vom Reichsjuſtizamt ein Gutachten in der Jeſuiten-
frage eingefordert. Dies wird nun offiziös beſtritten. Der
Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts ſei zwar Vorſitzender des
Juſtizausſchuſſes des Bundesrats, dem der bayeriſche Antrag
auf Jnterpretation des S 3 des Jeſuitengeſetzes vorliege, aber
aus ſtaatsrechtlichen Gründen könnten der Staatsſekretär oder
das Reichsjuſtizamt dem Bundesrat kein Gutachten erſtatten.

Der Bundesrat werde ſich lediglich mit dem Beſchluß ſeines
Juſtizausſchuſſes zu befaſſen haben.

Ein Antrag auf Aufhebung des Jeſuitengeſetzes iſt dem
Bundesrat noch nicht zugegangen; die bayeriſche Zentrums-
preſſe meldet, daß die bayeriſche Regierung einen ſolchen An-
trag nicht ſtellen werde, wie vermutet wird, weil die ſächſiſch
Regierung es abgelehnt haben ſoll, einen ſolchen Antrag zu
unterſtützen. Wie man dem Berliner Tageblatt aus München
berichtet, wollen nun die bayeriſchen Biſchöfe die Aufhebung
des Jeſuitengeſetzes beim Bundesrat beantragen. Der Bundes-
rat dürfte den Antrag ablehnen. Für das Zentrum wäre dann
die Zeit gekommen, einen ſolchen Antrag dem Reichstage vor-
zulegen. Mit der Aufrechterhaltung des Jeſuitengeſetzes iſt
dem Zentrum aus agitatoriſchen Gründen weit mehr gedient,
als wie mit ſeiner Aufhebung. Wie man die Maſſen mit der
Jeſuitenfrage fanatiſieren kann, das hat ſich auf dem Aachener
Katholikentage wieder klar erwieſen, und dieſen Fanatismus
braucht das Zentrum zur Beſorgung ſeiner politiſchen Ge
ſchäfte und zum Zuſammenhalt ſeiner auseinanderſtrebenden
Wählermaſſen. Die Regierung könnte dem Zentrum nicht
beſſer den Wind aus den Segeln nehmen, als wenn ſie der
Aufhebung des Jeſuitengeſetzes zuſtimmen würde; aber ſie
kennt ihre Freunde und wird's nicht tun.

Nativnalliberale Schadenfreude. Zu der Gründung des
fortſchrittlichen Arbeiter-Reichsverbandes bemerkt die Süd-
deutſche Nationallib. Korreſpondenz:

„Die mit ſo großem Tamtam angekündigte „Reichskon-
ferenz liberaler Arbeiter“ hat ein ziemlich beſcheidenes Er-

gehabt. Wenn man Maſſenaktionen mit ganzen 102
ann veranſtaltet, die ſich bei der Abſtimmung ſogar auf 80

verringern, dann iſt wirklich kein Grund zu großer Hoff-
nungsfreudigkeit. Erfreulich an der Gründung iſt aber
das eine, daß ſich bei dieſem Anlaß wieder einmal gezeigt
hat, wie viel denn doch noch an Trennendem vorhanden iſt
wiſchen Nationalliberalen und Fortſchrittlern, wie wenigch aber auch der Fortſchritt Mühe gibt, das etwa zu ver

bergen. Wo es ſich um ſeinen eigenen Vorteil handelt, da
ſorgt er dafür, daß er, ungeſtört vom liberalen Bruder,
hübſch unter ſich iſt und für ſich allein rafft. Da iſt die libe-
rale Gemeinſchaftsidee zu Ende. Jn Nord und Mittel-
deutſchland weiß man das ſchon länger; hoffentlich lernen
nun aber auch die ſüddeutſchen Nationalliberalen etwas dar-
aus. Dann kann der fortſchrittliche Arbeiterfang ausgehen,
wie immer, er hat doch ein Gutes gehabt.“

Man merkt, die nationale Firma zieht nicht bei den
Nationalen, wenn ſich die Konkurrenz ihrer bedient.

Der König grollt. Die ſächſiſchen Saalinhaber ſind bei
dem ſächſiſchen König in Ungnade gefallen! Die Urſache geht
aus einer drolligen Berichkigung hervor, die das Amtsblatt
der ſächſiſchen Regierung, das Dresdner Journal, in folgender
Form mitteilt:

„Jn dem Bericht über die neunte Verbandstagung des
Landesverbandes der Saalinhaber im Königreich Sachſen,
der auch in der geſtrigen Nummer des Dresdner Journals

w

Kleines Feuilleton.
Die Elektrifizierung der badiſchen Stgatsbahnen.

Die ſeit langem geplante Elektrifizierung wird ſehr bald an
einigen Nebenbahnen beginnen. Zuerſt wird die Wieſentalbahn
in Angriff genommen, die von Baſel über Lörrach nach Schopf-
heim und Säckingen führt. Die elektriſche Energie liefert das
große Waſſerwerk bei Augſt-Wyhlen, das die Stadt Baſel ge-
meinſam mit den Rheinfelder Kraftwerken errichtet und in
den nächſten Monaten ſeiner Vollendung entgegengeht. Das
Leitungsnetz für die Wieſentalbahn iſt bereits fertiggeſtellt, ſo
daß man ſogar beabſichtigt, die Wieſentalbahn noch dieſes Jahr
in Betrieb zu ſetzen. Mit der Fertigſtellung des Kraftwerkes,
das bei normalem Stande rund 30 000 Pferdeftärken abgibt,
wird gleichzeitig eine gute und billige Waſſerſtraße von Baſel
bis Rheinfelden geſchaffen, um die oberrheiniſche Jnduſtrie auf
dem deutſchen und internationalen Markt konkurvenzfähig zu
erhalten.ha! Jn dieſem Sommer ſoll womöglich ſchon der regel-
mäßige Schiffsverkehr mit Tauſendtonnenkähnen aufgenommen
werden. Das wird jedoch nur möglich ſein, wenn bis dahin
die Schleuſe bei Augſt-Wyhlen fertiggeſtellt ſein wird. Dieſe
Schleuſe wird 90 Meter lang und 12 Meter breit ſein. Zwar
iſt das Kraftwerk bei Laufenberg auch noch nicht fertig, doch
wird es innerhalb weniger Mongte vollendet ſein. Es iſt für
50 000 Pferdekräfte ausgebaut. Das Leitungsnetz von Laufen-
berg nach dem 100 Kilometer entfernten Villingen iſt fertig.
Als zweite elektriſch auszubauende Strecke kommt die Murgtal-
bahn in Betvacht, die von Raſtatt über Germsbach nach Forbach
und ſpäter nach Schönmünzach bei Freudenſtadt in Württem-
berg führt. Für dieſe Bahn wird ein anderes Kraftwerk die
elektriſche Energie ſpenden, ein Werk, das Baden an der badiſch-
württembergiſchen Grenze in der Nähe von Raumünzach er-
bauen wird. Dieſes Werk ſoll nicht weniger als 15 Millionen
Mark koſten.

Die Polizeifalle.
Jn der ruſſiſchen Zeitſchrift Sowremenny Mir erzählt John

Kennan, der noch vor der Einführung einer Verfaſſung in Ruß-
land die Verbreitung des Sozialismus ſtudierte und in perſön-
liche Berührung mit den hervorragendſten Revolutionären kam,
einige Anekdoten, die auf die Tätigkeit der ruſſiſchen Polizei
auch vor der Erfindung der Aſewſchen Methode ein eigentüm-
liches Licht werfen. Jn Petersburg wurde einſt ein Doktor
Kadjan verhaftet, und da die Polizei ihn für einen großen
Revolutionär hielt, ſtellte ſie in ſeiner Wohnung eine „Falle“
auf, d. h. ſie verhaftete jeden, der die Wohnung betreten wollte.
Bei dem Verhafteten wohnte auch ſeine Schweſter, die an einem

unter dem Protektorat der Großfürſtin Kathering Michailowna
ſtehenden Mädchengymnaſium als Lehrerin angeſtellt war. Der
Zufall fügte es, daß am Tage der Verhaftung die alljährliche
Schlußfeier dieſer Schule ſtattfand, zu der auch die Protektorin

ien. räulein Kadjan kam nicht, weil ſie als erſtes
O in die Falle gegangen war, als ſie kurz vor Beginn des

Feſtes ſich zu Hauſe umziehen wollte. Der Schuldirektor ſandte
eine Schülerin zu ihr, und als dieſe nicht zurückkehrte, eine
zweite. Schließlich ging die Schulvorſteherin ſelber hin, da
ſie ſich das Ausbleiben von drei Perſonen nicht erklären konnte,
aber auch ſie wurde, wie die Schülerinnen, verhaftet. Dasſelbe
Schickſal ereilte den Schuldirektor, der die Feſtlichkeit abſagen
mußte und voller Entrüſtung ſeinen verlorenen Schäfchen nach
lief. Erſt auf der Polizeiwache konnte er ſich legitimieren,
worauf ſich der ganze Jrrtum aufklärte. Eine andere Falle,
von dert Kennan erzählt, hatte einen noch komiſcheren Erfolg.
Als General Surow Polizeimeiſter von Petersburg war, wurde
die Hauptſtadt mit einer Flut aufrühreriſcher Flugſchriften
überſchwemmt, ohne daß es gelang, die Geheimdruckerei zu
finden, aus der die verbotene Literatur ſtammte. Surow kam
ſchließlich auf den Gedanken, eine eigene Geheimdruckerei zu
errichten, deren Werke er durch verkleidete Spitzel ſeiner Gen
darmerie in den Fabriken verteilen ließ, um die Stimmung der
Arbeiterkundſchaft auszukundſchaften. Der Chef der Stadt-
polizei, General Drenteln, der mit Surow verfeindet war, er-
fuhr von dieſem Unternehmen nichts. So kam es, daß ſeine Leute
eines Tages die Geheimdruckerei Surows aufhoben und deren
Setzer und Drucker verhafteten. Triumphierend meldete Dren-
teln dem Miniſterium, ihm ſei es gelungen, die Ausführer aus-
findig zu machen, die von der Gendarmerie, die eigentlich allein
für ſolche politiſche Unternehmungen zuſtändig war, vergeblich
geſucht worden ſeien.

Woznun Seestang gut iſt.
Die Meerespflanzen zeichnen ſich dadurch aus, daß ſie ge-

wiſſe Salze des Meerwaſſers in beſonders großen Mengen in
ſich aufnehmen, darunter die Verbindungen des Jod. Da dies
Element für den Menſchen einen nicht unerheblichen Wert hat,
namentlich in der Medizin gebraucht wird, ſo wird der Seetang
als die häufigſte Meerespflanze an einigen Küſten geſammelt,
bauptſöchlich auf den ſchottiſchen Jnſeln und der Normandie.
Den ſtärkſten Gebrauch von derartigen Gewächſen machen jedoch
die Japaner, bei denen ſie ſogar eine freilich recht ärmliche
Nahrung bilden. Der Aufſchwung der Bakteriologie hat einen
neuen Bedarf an Seetang geſchaffen, da ſich daraus ein Stoff
bereiten läßt, der vielen Bakterien als trefflicher Nährboden
dient. Dieſer Stoff führt die Bezeichnung Agar-Agar, für
deſſen Herſtellung die Japaner nicht weniger als ſechs verſchie-
dene Arten von Seetang benutzen. Die Pflanzen müſſen zu
nächſt. zerſtoßen und von allem Sand gereinigt werden. Dann
werden ſie ſolange getrocknet, bis die Maſſe ganz weiß wird.
Dazu werden ausſchließlich die Monate September und Oktober
gewählt. Durch dies Trocknen und Bleichen verliert der See
tang etwa die Hälfte ſeines urſprünglichen Gewichts. Jede
dieſer ſechs Tangarten wird geſondert dieſer Behandlung
unterworfen, und dann werden alle in einem beſtimmten Ver-
hältnis gemengt und gemeinſam vierzehn Stunden lang gekocht.
Die breiige Maſſe wird dann durch ein Sieb gepreßt und nach
dem Erſtarren in einzelne Streifen geſchnitten. Dieſe kommen
wieder noch in eine lange verſchloſſene Holzſchachtel, die an
einem Ende offen, auf dem andern mit einem Drahtnetz ver

ſchloſſen iſt. Durch dies wird der Tang nochmals hindurch-
gepreßt und die ſo entſtehenden feineren Streifen zwei bis
drei Wochen lang im Januar und Februar während des Tages
der Sonne und während der Nacht dem Froſt ausgeſetzt. Um
Mitternacht muß immer jemand zur Hand ſein, der die Maſſe
mit Waſſer anfeuchtet. Die Herſtellung iſt demnach ziemlich
umſtändlich, dafür liefert Japan aber auch den Agar-Agar
faſt für die ganze Welt.

Der ſtramme Regenſchirm
Mit Genehmigung des Kaiſers ſind, wie der Korreſvondenz

Heer und Politik geſchrieben wird, die Beſtimmungen über das
Verhalten der Kriegervereine bei Anweſenheit des Kaiſers ab-
geändert worden. Die neuen Vorſchriften lauten unter Weg-
laſſung weniger intereſſierender Einzelheiten folgendermaßen:
Beim Herannahen des Kaiſers bei Spalierbildungen werden
die Kommandos gegeben „Stillgeſtanden“, „Hut ab“, Augen
rechts“ oder „Augen links“. Sobald der Kaiſer vorbei iſt:
„Augen gerade aus“, „Hut auf“, „Rührt euch“. Beim Heran-
nahen des Kaiſers auf etwa 100 Schritt bei Paraden wird auf
ein Komando oder Zeichen ein dreimaliges „Hurra“ ausge-
bracht unter Abnehmen der Kopfbedeckung (Hut oder Müitze),
ſie wird mit der rechten Hand nach unten geſtreckt gehalten.
(Der Fahnenträger nimmt die Kopfbedeckung nicht ab.) Gleich-
zeitig werden die Fahnen geſenkt, dann ſogleich zurückgezogen,
wieder in die Höhe und an die rechte Schulter gebracht. Beim
Vorbeimarſch ſieht alles rechts, mit Ausnahme des Fahnen-
trägers und des äußerſten rechten Flügels, die ſcharf geradeaus
zu ſehen haben. Die Fahne wird aufgenommen, die Stange
ſteht ſenkrecht an der rechten Schulter. Der Vorſitzende nimmt,
etwa zehn Schritte vorher für ſeine Perſon die Leopfbedeckung
ab. Die ihm folgenden Mitglieder mit Ausſchluß des
Fahnenträgers haben beim erſten Point auf Kommando des
Zug oder Gruppenführers die Kopfbedeckung abzunehmen, nun
rechts zu ſehen und die Arme feſtzuhalten. Schirme werden
hierbei ſenkrecht nach unten in der linken Hand getragen. Beim
zweiten Point ſind die Hüte wieder aufzuſetzen. Ein Heraus-
marſchieren der Vorſitzenden findet nicht ſtatt. Allerhöchſtem
Wunſche gemäß haben die Mitglieder der Kriegervereine jede
Art von Kopfbedeckungen als Ehrenbezeugung abzunehmen.
Kameraden, welche nicht in Zivil, ſondern in einer dienſtlichen
Uniform erſcheinen, grüßen nach der für ſie etwa vorgeſchriebe
nen Weiſe. Das Mitführen von Gewehren iſt nur den vor
ſchriftsmäßig uniformierten Vereinen bezw. vorſchrifts-
mäßig uniformierten Abteilungen der Vereine geſtattet. Je
ſtrammer die Haltung und je größer die Ruhe, deſto mehr er-
reichen die Kriegervereine ihre Abſicht, als wohlausgebildete
ehemalige Soldaten vor dem Kaiſer zu erſcheinen.

Die Augsburger Abendzeitung, der wir dieſe ungemein
klaren Vorſchriften über Veteranenhut und Veteranenſchirm
entnehmen, meint dazu: „Vorſtehende Meldung iſt nicht
etwa aus dem Simpligziſſimus, ſondern, wie oben angegeben, aus
Heer und Politik, Korreſpondenz für Heer, Marine und Politik!
Sie wird alſo leider ernſt zu nehmen ſein.“
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Kufnahiſie gefunden dat, iſt mitgeteilt worden daß an den
König ein Ergebenheitstelegramm geſandt worden ſei. Dieſe
Mitteilung iſt inſofern nicht richtig, als der König unter
dem Eindruck eines Artikels, der kürzlich im Organ des
Landesverbandes der Saalinhaber unter der Ueberſchrift
Beamtenterrorismus erſchienen iſt, die Depeſche abſichtlich
unbeantwortet gelaſſen hat.“

Hoffentlich finden die Saalinhaber das richtige Mittel, um
den Grollenden wieder zu beſänftigen.

Mandatsniederlegung. Der Landtagsabgeordnete Wodarz
(Zentrunn), der als Kompromißkandidat von den Polen und
dem Zentrum aufgeſtellt war, und der mit dem Abgeordneten
Kapitza (Pole) den zweiten Oppelner Wahlkreis im preußiſchen
Abgeordnetenhauſe vertrat, hat infolge Streitigkeiten zwiſchen
den beiden Parteien ſein Mandat niedergelegt.

Kriegsgefahr und Maſſſenſtreik.
Die britiſche Sektion des Jnternationalen Sozialiſtiſchen

Kongreſſes hat ein von Keir Hardie als Vorſitzenden und
Artur Henderſon als Sekretär gezeichnetes Rundſchreiben
an alle der Sektion angeſchloſſenen Organiſationen gerichtet,
worin um eine Antwort auf die folgenden Fragen gebeten
wird: 1. Sind Sie dafür, daß die Arbeiterbewegungen aller
Länder zum Abſchluß einer Vereinbarung erſucht werden,
wonach im Falle der Kriegsgefahr die Arbeiter der betreffen-
den Länder den Krieg durch gemeinſame und gleichzeitige
Arbeitsniederlegung zu verhindern ſuchen? 2. Haben Sie
irgendwelche Anregungen oder Bemerkungen zu dem Vorſchlag
zu machen oder über die Bedingungen, die zu ſeiner wirkſamen
Durführung notwendig ſind?

Das Rundſchreiben ſoll den Beſchluß des Kopenhagener
internationalen Kongreſſes, den ſich die letzte Jahreskonferenz
der Arbeiterpartei nach lebhafter Debatte zu eigen gemacht hat,
ausführen. Die Antworten müſſen bis zum 30. September
1912 beim Britiſchen Komitee einlaufen, das je nachdem ſie
ausfallen, Bericht an das Jnternationale Buerau erſtatten
wird, das ſeinerſeits wieder dem Wiener internationalen Kon-
greß berichten wird. Das Rundſchreiben entwickelt eine Reihe
von Argumenten zugunſten des Maſſenſtreiks, erklärt aber, die
Antworten der Organiſationen nicht beeinfluſſen zu wollen.
Insbeſondere wird darauf hingewieſen, daß ſchon die Bekannt-
machung des Entſchluſſes der Arbeiter, zum Maſſenſtreik zu
greifen, die Regierungen vom Kriege abhalten werde.

Neues von der ſeltſamen Aſewgeſchichte.
Paris, 18. Auguſt. Das Journal ſchreibt: Man erinnert

fich der Bekenntniſſe des ruſſiſchen Revolutionärs Burzew,
deſſen Enthüllungen im Jahre 1909 die ganze Welt in Span-
nung verſetzte. Burzew behauptete, der Polizeiſpitzel Aſew,
der ſich an der Spitze der Kampforganiſation befand, und der
für die Attentate gegen den Miniſter Plewe, den Großfürſten
Sergius und den Kontreadmiral Dubazzow und andere hoch-
geſtellte Perſönlichkeiten verantwortlich ſei, habe die Revolu-
tionäre verraten, da er geſtand, lange Jahre hindurch der
Agent der ruſſiſchen Polizei geweſen zu ſein. Aſew war ſeit
her verſchwunden, aber Burzew hat unermüdlich ſeine Spur
verfolgt. Am vergangenen Donnerstag haben ſich beide in
Frankfurt a. M. getroffen und der Verfolgte hat dem Revolu
tionären alles eingeſtanden. Er verlangt, daß man über ihn
aburteile und unterzog ſich ſchon im voraus dem Urteilsſpruch.
Sollte dieſer auf den Tod lauten, ſo wolle er ſich ſelbſt richten.

Türkei.
Die Wirren.

Konſtantinopel, 18. Auguſt. Die Mächte haben an
Bulgarien, Serbien und Montenegro eine Mahnung gerichtet,
worin ſie erklären, daß dieſe Staaten auf eigene Gefahr
handeln, wenn ſie den Frieden in irgend einer Weiſe ſtören
oder bedrohen. Bei einem kriegeriſchen Konflikt dürften die
Valkanſtagaten auf keinerlei Unterſtützung rechnen.

Nach dem Levante Herald ſoll ſich die türkiſche Regierung
mit der Abſicht tragen, die Ausweiſung der Jtaliener rück-
gängig zu machen.

Die Lage in Uesküb.
desküb, 18. Auguſt. Die geſtrige Sitzung der Arnauten

verlief reſultatlos. Die Lage in Uesküb iſt äußerſt kritiſch,
da die Albaneſen ernſtlich daran denken, die Waffendepots zu
ſtürmen. Viele Einheimiſche verlaſſen die Stadt, um nach
Serbien zu flüchten. Jbrahim Paſcha, der Führer der türki-
ſchen Verſtändigungskommiſſion, wird heute erwartet.

Abends fand eine entſcheidende Sitzung zwiſchen den Alba-
neſenchefs und den Mitgliedern der Regierungskommiſſion
ſtatt. Die Führer erklärten, daß ſie von heute ab nicht mehr
für die Haltung ihrer Leute garantieren könnten, wenn die
aufgeſtellten Forderungen nicht ſofort bewilligt würden.

Verhaftung eines Vombenfabrikanten.
Wien, 18. Auguſt. Wie aus Saloniki nach hier gemeldet

wird, verhaftete die Polizei in Kopris einen Bulgaren, in
deſſen Hauſe ſich eine Bombenfabrik befand. Bei der Durch-
ſuchung des Hauſes wurden eine Menge fertiger Bomben, ſo-
wie viele Materialien für die Herſtellung der Bomben ge-
funden.

Rußland.
Petersburg, 18. Auguſt. Die Dekrete über die Ver-

hängung des Belagerungszuſtandes über Kronſtadt ſind be-
reits vom 14. Auguſt datiert und ſind von dem Vizeadmiral
Viren und dem Feſtungskommandanten General Nikolsko
unterzeichnet. Die Verzögerung in der Veröffentlichung wurde
durch die Anweſenheit des Conde veranlaßt.

Vielfach iſt man der Anſicht, daß Rußland am Vorabend
einer neuen Revolution ſtehe. Der Ausbruch blutiger Un-
ruhen ſei täglich zu erwarten. Trotzdem ſeien die maßgeben-
den ruſſiſchen Kreiſe optimiſtiſch geſtimmt. Sie hoffen, daß
jeder Verſuch, die öffentliche Ordnung zu ſtören, ſofort nieder
geſchlagen würde. Andere Nachrichten beſagen, daß der größte
Teil der ruſſiſchen Kriegsmatroſen derart von umſtürzleriſchen
Jdeen verſeucht ſei, daß die Offiziere es nicht mehr wagen,
ſie anderes als mit Glacehandſchuhen anzufaſſen.

Frankreich.
Tanger, 18. Auguſt. Meldungen, die aus dem Norden

und Süden von Fegz einlaufen, laſſen große Gefahren für die
Hauptſtadt Feg erkennen. Die Truppen des Roghi von Fichtala
und die Führer der aufrühreriſchen Beni Mitir und Sidi Raheo
ſind bereit, den Marſch auf Fez zu unternehmen. Der Roghi
ſteht mit den Führern dieſer Stämme in fortwährender Ver
bindung. Die Rehamnas, die im Jahre 1907 ſich zuerſt für
Muley Hafid erklärten und den heiligen Krieg entzündeten,
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iba hat einen Aufruf erlaſſen, in dem er ſagt, die Franzoſen
aben zuerſt Abdul Aſis und dann r id vertrieben, ſie

werden auch Muley Juſſuf vertreiben. Jch, El Hiba, bin der
einzige, der den Franzoſen widerſtehen und ſie zum Lande
i wird. In Margkeſch befindet ſich kein einzigerEuropäer mehr. Seldſt die Konſulen haben Marakeſch ver-
laſſen. Oberſt Mangin hat mit ſeiner Kolonne den Rabiafluß
paſſiert und Duk el Arba, 20 Kilometer ſüdlich des Fluſſes,
erreicht. Er fand auf ſeinem Wege keinen beſonderen Wider-
n und hatte nur einige Scharmützel mit räuberiſchen

omadenbanden zu beſtehen. Jn dieſen Kämpfen wurden zwei
Senegalſchützen verwundet. Mehrere Notabeln 5 Rehamnas,
re Gebiet Oberſt Mangin durchzog, haben ſich ihm ange

oſſen.
„Paris, 18. Auguſt. Mit ſteigender Unruhe verfolgt man

hier die aus Südmarokko eintreffenden Hiobspoſten und be
trachtet die Einnahme von Marakeſch durch die 3000 Mann
r Schar des Prätendenten El Hiba als unabwendbar.l Hiba ſteht bereits wenige Kilometer vor Margkeſch.

Aus Antwerpen wird gemeldet: Ein peinlicher Zwiſchenfall
ereignete ſich am Sonntag im Antwerpener Hafen. Kurz vor
der Abfahrt des franzöſiſchen Panzerſchiffes Marſeillaiſe
deſertierten etwa 40 Matroſen des Kriegsſchiffes und be-
ſchimpften die Offiziere von den Kaimauern unter den Augen
einer nach Tauſenden zählenden Volksmenge, ſowie in An
weſenheit zahlreicher deutſcher Matroſen von der Viktoria Luiſe.
Mehrere der Deſerteure riſſen ihre Rangabzeichen mit den
Zähnen von den Aermeln und ſchleuderten ſie in die Schelde.
Das Publikum nahm Stellung gegen die Deſerteure ein, die
vielfach bedroht wurden. Einige belgiſche Matroſen forderten
ſie heraus und hätten ihnen übel mitgeſpielt, wenn nicht die
Hafenbehörde eingeſchritten wäre. Die Marſeillaiſe dampfte
ab unter den Hochrufen der Volksmenge auf Frankreich, auf die
Marſeillaiſe und auf die franzöſiſche Marine, während die
Mannſchaft der Marſeillaiſe, die noch an Bord geblieben war,
Hochrufe auf Belgien ausbrachte. Die Deſerteure beklagen ſich
über ſchlechte Nahrung, über zu ſtrenge Diſziplin an Bord und
über das Benehmen der Offiziere ihnen gegenikber. Eine An-
zahl der deſertierten Matroſen hat bereits an Bord fremder
Kriegsſchiffe Dienſt genommen. Viele von ihnen durchziehen
die Straßen der Stadt und die Wirtshäuſer und ſind zum
größten Teil betrunken. Der Zwiſchenfall hat in allen Kreiſen
äußerſt peinliches Aufſehen hervorgerufen. Die Bevölkerung
mißbilligt in ſcharfen Worten die Haltung der franzöſiſchen
Deſerteure.

Aus der Partei.
Die Parteibewegung in Pommern.

Der Bezirk Pommern ſetzt ſich aus 14 Reichstagswahlkreiſen
zuſammen, die in ihrer Mehrheit ländliche Kreiſe ſind. Die
Agitation iſt dort recht ſchwierig. Unſere Genoſſen haben auch
ſehr unter den polizeilichen und anderen behördlichen Schikanen
zu leiden und nicht zuletzt auch unter dem brutalen Junker-
regiment der pommerſchen Agrarier. Trotz alledem haben ſich
in den beiden Berichtsjahren 1910-11 und 1911-12 nicht nur die
Ortsvereine vermehrt, die von 85 auf 896 geſtiegen ſind,
ſondern auch die Zahl der organiſierten Mitglieder hat
zugenommen. 1910 gab es 8605 männliche und 819 weibliche
Parteimitglieder und 1912 verzeichnet der Bericht 10 049 männ-
liche und 1712 weibliche politiſch Organiſierte. Die Mitglieder-
zunahme beträgt ſomit 2265. Tatſächlich iſt der Mitgliederzu-
wachs ein weit größerer. Jn Pommern iſt die Abwanderung
vom Lande und vor allem die Fluktuation in den Städten eine
ziemlich große, ſo daß von den gewonnenen Mitgliedern immer
ein recht erheblicher Teil dem Bezirk verloren geht. Die männ-
lichen Parteigenoſſen machen 12,9 Prozent der bei der letzten
Reichstagswahl abgegebenen ſozialdemokratiſchen Wählerſtim-
men aus.

An Aufklärungs arbeit in der Provinz Pommern hat
es nicht gemangelt. Der Pommer, ein Organ für die länd-
liche Bevölkerung, erſcheint alle zwei Monate in einer Auflage
von 20500, die während der Wahlbewegung auf 23 000 erhöht
wurde während dieſer Zeit erſchien das Blatt ſogar monatlich.
Während der Berichtszeit wurden auch mehrere lokale Bil-
dungsausſchüſſe ins Leben gerufen und ein Bezirks-Bil-
dungsausſchuß gegründet. Unſer Parteiorgan in Pom-
mern, der Volksbote, hat über 4000 Abonnenten gewonnen. Jm
vorigen Jahre wurde auch die Druckerei in Parteieigentum
übergeführt und für den Wahlkreis Stralſund-Rügen ein Kopf-
blatt gegründet.

Die Reichstagswahlen brachten unſerer Partei gegenüber
1907 einen Stimmenzuwachs von 16816. Jn der Gemeinde-
vertretung ſitzen zurzeit 69 Genoſſen, davon 20 in vier Städten
und 49 in 18 Landgemeinden. Unſerer Parteipreſſe wurde der
behördliche Dank für die entfaltete ſegensreiche Tätigkeit in
Geſtalt von 230 Mk. Strafe und vier Monaten Gefängnis ge-
zollt

Aus den Organiſationen.

Der Parteitag für die Provinz Poſen fand am
11. Auguſt in Schneidemühl ſtatt. Aus 11 Wahlkreiſen waren
23 Delegierte erſchienen. Beim Geſchäftsbericht kam es zu
lebhaften Auseinanderſetzungen, da hierzu der Antrag wieder
eingebracht worden war, den Sitz des Bezirksvorſtandes von
Bromberg nach Poſen zu verlegen. Der Antrag wurde abge
lehnt. Ueber die letzten Reichstagswahlen referierte Genoſſe
Lepitz. Sein Referat klang dahin aus, daß in der halb ruſſi-
ſchen Provinz die Bewegung der Gegner beſonders beachtet
werden müſſe, da durch die Unklarheit über die Ziele derſelben
ſich die Arbeiter immer noch aus religiöſen und nationalen
Rückſichten verleiten laſſen, dem Gegner Gefolgſchaft zu
leiſten. Ueber den Parteitag in Chemnitz referierte Genoſſe
Wende. Beſonders das Stichwahlabkommen wurde beſprochen,
dabei aber hervorgehoben, daß jedenfalls nicht wieder ein Ab-
komen geſchloſſen werde, da es nicht alle Parteigenoſſen be-
friedige. Mit dem Organiſationsentwurf war der Parteitag,
ſoweit es ſich um den Parteiausſchuß handelt, einverſtanden,
nicht aber damit, daß eine Beitragserhöhung überall durch-
geführt werden ſoll. Abgelehnt wurde der Antrag, den Partei-
tag alle zwei Jahre ſtattfinden zu laſſen. Der nächſte Partei-
tag findet in Rawitſch ſtatt.

Der Sozialdemokratiſche Verein für den Wadhlkrets
Jerichow l und II hielt in Burg ſeine Generalverſamm-
lung ab. Der Verein zählt zurzeit 4072 Mitglieder, davon 571
weibliche. Jn den drei letzten Jahren wurden rund 3000 neue
Mitglieder gewonnen. Zum erſtenmal wurde bei der letzten
Reichstagswahl der faſt rein ländliche Kreis der Partei er-
obert. Die Wahl koſtete rund 15 000 Mk. Bisher wurde die
Organiſation im Nebenamt vom Arbeiterſekretär Genoſſen
Gebhardt-Burg mit verwaltet. Die Generalverſammlung
beſchließt gegen zwei Stimmen die Anſtellung eines
Parteiſekretärs und wählt einſtimmig den Genoſſen
Gebhardt. Zum Parteitag delegierte die Verſammlung die
Genoſſen Gebhardt und Stendel-Burg. Den von der Reorgani-
ſations- Kommiſſion in Vorſchlag gebrachten Parteiaus-
ſchuß lehnt die Generalverſammlung ab und
verlangt eine Verſtärkung des Parteivorſtandes um fünf bis
neun Mitglieder.

Eine Generalverſammlung des Wahlvereins Randow
Greifenhagen nahm zum Parteitag folgenden Antrag
an: „Der Parteivorſtand wird beauftragt, im Einverſtändnis
mit der Generalkommiſſion eine Urabſtimmung darüber vor-
nehmen zu laſſen, wer von den Organiſierten für eine Ar-
beitsruhe am 1. Mai iſt. Das Ergebnis iſt dem inter
nationalen Kongreß als Material zu überweiſen.“

Die Parteigenoſſen von Köln-Land beſchloſſen eine große
Reihe von Anträgen an den Parteitag. Unter arderem wird
die Erneuerung des Branntweinboykotts verlangt, ferner eine
Aenderung des Titelblatts der Neuen Zeit, die Aufſtellung
eines Bücherverzeichniſſes, um eine planmäßige Einführung
in die Wiſſenſchaft des Sozialismus zu ermöglichen, die Beſchaf-
fung von Material für die Agitation unter den Privatange-
ſtellten uſw. Ein Antrag fordert: „Eine Studienkom-
miſſion für die Agrarfrage einzuſetzen.“ Die Kom-miſſion, zu der nicht nur Wiſſenſchaftler, ſondern auch Praktiker
der land wirtſchaftlichen Betriebsweiſe zuzuziehen ſind, ſoll unter
Verwendung einwandfreien ſtatiſtiſchen Materials namentlich
die land wirtſchaftlichen Entwicklungstendenzen und die ſoziale
Lage der Kleinbauern objektiv erforſchen und dadurch die Unter-
lagen für ein ſozialdemokratiſches Agrarprogramm ſchaffen.

Ein anderer Antrag verurteilt „die Abhaltung von Son-
derkonferenzen jeglicher Art“. Es wird vom Parteitag
erwartet, daß er Mittel und Wege findet, daß ſolche Veranſtal-
tungen in Zukunft nicht wieder vorkommen werden. Dann
ſind in der Organiſation viele Aenderungen erforderlich.

Der ſächſiſche Landesparteitag.
Jm Dresdner Volkshauſe traten am Sonntag die Vertreter

der ſächſiſchen Sozialdemokratie zu ihrer diesjährigen Landes-
verſammlung zuſammen. Der Bericht, der vom Landesvorſtand
vorgelegt wurde, zeigt, daß auch im Berichtsjahre ein überaus
reges Parteileben in Sachſen pulſierte. Wenn auch in den
letzten Jahren eine kleine Beſſerung eingetreten iſt, ſo ſcheinen
ſich manche ſächſiſche Behörden doch noch nicht ganz von der
Politik der Nadelſtiche entwöhnen zu können. Der Bericht des
Landesvorſtandes führt nach der Richtung hin eine ganze Menge
Beiſpiele an, insbeſondere die wiederholten Verſuche ſächſiſcher
Polizeibehörden, Verſammlungen eines geſchloſſenen Perſonen-
kreiſes zu überwachen. Jn einer Reihe von Städten verſuchte
man, den Arbeitern die Bürgerrechtserwerbung dadurch zu er-
chweren, daß die Gebühren in die Höhe geſchraubt wurden.

n der Oberbehörde iſt dieſes Verfahren nunmehr für un-
gerechtfertigt erklärt worden. Daß die Arbeiterturn-, Rad-
fahrer, Geſangvereine uſw. die liebevolle Hand der Polizei
vecht häufig zu fühlen bekamen, verſteht ſich am Rande. Als
eine erfreuliche Tatſache konnte der Bericht den Umſtand be-
zeichnen, daß die Kriegervereine eine große Mitgliederflucht zu
beklagen haben. Die ſächſiſche Parteipreſſe hat gegenwärtig
einen Abonnentenſtand von rund 235 000. Die Zahl der Ge
meindevertreter beträgt zurzeit 2023. Die Geſamteinnahmen
der ſächſiſchen Partei ſtiegen von 616 700 auf 972 530 Mk. Der
Zehnpfennig-Wochenbeitrag iſt in allen 23 Wahlkreiſen nun-
mehr durchgeführt. Die Zahl der organiſierten Parteigenoſſen
iſt ſeit dem Vorjahre von 120 580 auf 149 325 geſtiegen. Bei
der letzten Reichstagswahl wurden in Sachſen 513 216 Stim-
men abgegeben. Von den 23 ſächſiſchen Reichstagsmandaten
ſind 19 im Beſitz der Sozialdemokratie. Es beſteht die Hoff-
nung, im nächſten Jahre auch noch das 20. Mandat zu holen,
weil die Wahl des Reichsverbändlers Liebert, der nur mit 23
Stimmen Mehrheit gewählt wurde, vorausſichtlich vom Reichs-
tage für ungültig erklärt werden dürfte. Unter den Land-
arbeitern und beſonders auch unter den Eiſenbahnern iſt eine
ſehr lebhafte ſchriftliche Agitation entfaltet worden. Außer
einer großen Anzahl anderer Schriften wurde ein Flugblatt
über die Landespolitik in 600 000 und ein Kalender in 320 000
Exemplaren im ganzen Lande verbreitet.

Wie zart.
Wegen Beleidigung eines Arbeitswilligen wurde der verant

wortliche Redakteur der Königsberger Volkszeitung zu zwei-
hundert Mark Geldſtrafe verurteilt, weil er während des
Straßenbahnerſtreiks mitgeteilt hatte, daß ein arbeitswilliger
Schaffner mit einem Jahre Gefängnis vorbeſtraft ſei. Die
Tatſache war nicht zu beſtreiten, aber das Gericht ſah darin
die Beleidigung, daß dem Arbeitswilligen die Strafe öffentlich
vorgehalten wurde.

ZDriefkaſten der Redaktion.
F. Sch., Löbejün. Freilich müſſen Sie zahlen. Für den

e in dem Sie eintreten, ſind Sie zur Zahlung nicht ver-
pflichtet.

O. St., Radeſeld. Der Staatsangehörigkeitsſchein muß vor
her beſorgt werden.

M. M., Mühlberg. 1 und 2 ja.
O. H., 500. Anzeigen können Sie den Mann, aber Vorteil

haben Sie nicht davon. Am beſten iſt es, Sie machen ihn ein
mal darauf aufmerkſam.
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Literariſches.
Techniſche Monatshefte. Zeitſchrift für Technik,

Kultur und Leben. Herausgegeben von Prof. Dr. phil. et jur.
Jul. Kollmann und Diplom-Jng. Dr. Adolf Reiz. 3. Jahr-
gang. Heft 6, 7, 8. Verlag der Techniſchen Monatshefte
(Franckhſche Verlagshandlung, Stuttgart). Halbjährlich 3,50
Mark (6 Hefte, 2 Buchbeilagen).

Verantwortlicher Redakteur: W il h el m K de nen in Halle.
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Deutsoh von Siegfr. Latz, 772 von Bdward Reeves.Bereits ber 5000 ma e en
Anfang 8.10 Uhr. Tageskasse 10 und 4-86 Dhr.

Volkspark
Tel. 1107. Burgstrasse 27. Tel. 1107.

Dienstag den 20. August er.

let2tes Dienstagr- Konzert

Paul Linke-Kvbend
ausgeführt von der Engelmanngehen Kapene.
Um güätigo Unterstätrng ereueht

e Gesehäftslenu

r Bei ungnustiger M fatt das Rounozerrt in grossen Bank L.

Perwalung Halle a. S.
Mittwoch den 21. Auguft abends S uhr

im großen Saale es „Volksparkes“

Mitglieder Versammlung,
Tages-Ordnung:

1. Die Arbeitsloſigkeit und ihre Ve-
kämpfung. (Das Problem der kommunalen und
ſtaatlichen Arbeitsloſen-Verſicherung.)

Referent: Landtags Abgeordneter Genoſſe Riem, Redakteur.
2. Der Streik b. d. Firma Reuter &Stranube.
3. Verbands Angelegenheiten.

Verbands Kollegen Sorgt für guten Beſuch dieſer
Verſammlung. Die Verbands-Leitung.

P Ohne Mügliedsbuch kein Einlaß. M
e

Vortan der hanvangerteten ſrtg a

Mittwoch den 21. Ausuſt 1912 in Wilsdorfs Konzerthaus,
5 Karlſtraße

Tanzkränzehen.
Beginn abends 8 Uhr. Ende nachts 12 Uhr.

w Z Hierzu ladet freundlichſt ein Der Vorstand.
LLLIELLLILELLELLLLLLLLLLLLLELLLLLLLLLLLLIIII

B. Allerfeinſte W

Woll-Heringe,
vorzüglich im Geſchmack,

a Stück Pfg.

F. Beerholckt,
bGeehershof 8 (dicht am Markt).

Fernruf 1040.

„Die Besten sind die Billigsten

Tischmesser.
Wir führen nur die besten Fabrlkate wie:

J. A. Henkels und Ed. Wästhokf,
Solingen.

Gute Fssbestecke

C. F. Ritter, Halle a. S.,
Leipzigerstrasse 90.

von 50 Pf. an.

Mitglied des Rabatt-Spar-Vereins.

r Verbände und Vereine
goben ihre Drucksachen der

Gönossonschaſtsbhaohäruekere,

Halle a. S., Harz 42/43,
der ihnen am nächsten stehenden Druckerei
des Volksblattes, in Auftrag. Dort werden
sie prompt und preiswert bedient.

Doelikate, gafttriefende

ſchweider-Aäde 120.
jetzt besonders fein im Geschmack!

Sehr feine, speckigo

Apen-iubrger. 58.
u j. Krause mia

re

eltatete T des
e und ger hen ſchenge

örstewitz- Rattmannsdorfer

Braunkohlen-Industrie-Gesellsehaft, Magdeburgerfſtr. 11.

III kmmmacheeiater

mit Patentversomuss,

C. F. Ritter,
S 90. Rab

von anerkannt vorzüglichſtergeſert in Gubeea a Pen

Soeben erſchienen:

Der Neue Welt-Lalender 1913

37. Jahrgang.
Reieh Wustrioert.

Preis 40 Pfennig.
Zu betiehen durch die

Volkes Zuenhhandiung.
Halle a. S., Harz 42/43.

kaufen Sie am beſten bei
H. Seitert, Burgſtraße 8.

o nnaben
schon meine Spitzkugeln
Honigkuchen mit Schokolade
überzogen) propiert Ich
möchte Sie gern als Kunden
haben.

an bonch erReifeh illustriert, mm L Marktplatz, Turm
orstrasse 61/632.

Frauen 52
renmä

e

war. e t uſow. ſämil. ygie

zu MaKulaturGSonoaunongeoha fo Buche orofß.hoben in der

n iſche Bedarfsartikel billi d l
Dem Dr. Conrad Schel e

alle a. S., K7aſeweggg Za, pamenbedienun kpr,

in der heissen
leichtes, erfrischendes u. wohlschmeckendes Getränk,

empfiehlt, à Flasche S Pfg.,

Freyhergs Brauerel.
Fernsprecher 65.

Gurkenhohbel

mit guten Messern
billigst bei

C. F. Rittoer,
epuigerntr 90. Rabattmarken,

Braun Bior,
täglich friſch, empfiehlt

Günthers Brauerei.
Verkauf nur 7 -2 u. 2 6 Dr.

Bier,
Jahreszeit

Schla
Mansfelderſtraße 3.

Jeden Dienstag:
chte Feſt. W

Mor r r vTo.Große Goſenſtraße 39.

krets mere

Coswiger Braunkohlen-Werke (ſ. m. h. Coswig l. I.

Wanzen mit Brut
ſowie ſämtl. es iefer Jtilgt durch eAcheWenn et 6

cherung gegenür gehe auerſt ikaße
elephon 3645.

dWaſchgefäße. den
Zander, Tſtraße 12.Mitglied d. Rabatt Spar Vereins.

rauen
bei Ausbleiben monatl. Abgänge
wenden ſich vertrauensvoll an Frau

ſ. Sauericraut
3 Pfund 10 Pfg., e Reb.

Dieſe Morhe
erhalten Sie zur Probe

DDDZDTDJ“ Ww) jeV Sofort hohen Verdienst
in den Leute jeden Standes, die über 550 Mk. bar verfügen, um denAMeinverkauf eines leicht absetzbaren Artikels übernehmen zu können.
In Deutachland bereits über 400 Bezirke vergebenJedes Kisiko ausgeschlossen. Reelles Angebot. Gröester r
Weisbar. Näheres durch L. R. möeiner,

J Pfg.Ton Tufelgöttin n 9 v
(Ia. Molkerei-Butter-Erſatz Margarine)

Do oder bei Einkauf von
v Echte Knäuſellu zu 767 59, 30h.

(Ia. Land-Butter-Erſatz Margarine)

P. Brune, Oberhausen,
Rheinl., Friedenſtr. 14. Rückp.erbeten. S FrauenKatal. gratis.

—DD

Vee e Hüuet und Juddeſeeſ

für Tage- ſowie Tiefbau für dauernde Beſchäftigung ſtellen noch ein

EFliektrischoragcheiſnpen
mit Garantie Dauer- Batterie.

G. F. Rittor

Waſchgefäße S

Leipzigerstr. 90. Rapattmarken

S Babgewert- u. Nefhauschule

kränkenhausen ginn
4 roth. mit Archit.- o. Bauing. -Adtig. Sem.)

4 ine er e uolg nach-
in men i. V., Ob. Graben 11.

voll TNealdr.

pr. ger
„upoleon

Bongparte
oder „Vor 100 Jahren.
Veiſpielioſer Erfoigi!

Jetzt goht's los!
Dienstag früh 8 Uhr

der erste

Kühlwaggon:

Seefiſche
in der

Nordsee
Gr. Ulricheitr. 58.

Goldbarſch Pfd. 19.
achs ohne Kopf Pfd. 984

Kabeljau Kopf Pſd. 25-

Karbonaden p.

hecht o. Kopf Pfd.

Alle anderen
Seeſiſche ebenfalls vorrätig.

Ferner die erſte Sendung
Loabendo Karpfen.

Sehr preiswert:
Neue Vollheringe,

Stück 6, 7, 8 und 10 Pfg.
ff. Bratheringe. 3 Stück 20 Pf.

G eder
e 50 Pf. an

C. F. Rittor,
betpaigorsatr- 90. Rabattmarken-/

27

Entlauſen
grauer Jagdhund. i eben

See bei Al
e e

Standesamtliche Nachrichten

HalleSüd e 2), z De
S e Wie isle en e

reitmfelderſtraße 20). nLampe S e und

e netStothmeier

öbel und Fen
Reimann u.und Schö gen a).

Sheſchliehnngen; Schaffner
Wowuirg und Leinungr und Charlottenſtr. Int

iſenbahngehilfe Emmeri
Margarete endenburg
und Hallorenſtraße 2).
Crain und argarete Schmidtund Stkaberſtrabe 33).

agenbauer Küttner und Lina
Deichmann (Blücherſtr.8 u. Sanger-
auſen). euermann Karich und
argärete Henze (Lunzenau).Fechtsanwalt Bauermeiſter und

Katharina Seiffert (Lübben und
Kirchnerſtraße 9). KaufmannHecht und Martha Kolbe (Bern
hardyſtraße 13 und Merſeburger-
ſtraße 162). Arbeiter Bock Und
Marie on h (Brauhausſtraße 7 und genitraßze 2).Geſchirrführer t er und Anna

Paproski tn Ulrichſtraße 8und gangetrabe
Geſto Arbeiters Firfpe

T., 5 Mon. (Schloſſerſtr. 6, II.oblers übner aus Dieskau
hefrau Marie geb. Schmeil, 42 J.Klinik). et r e aus
oitzſchfora, 42 Witwe

Diume eb. Ulrich aus W
35 J. (Klinik). BertaLeipzigerſtr. 83).. Geſchi rrflhrers
Erfurth S., 1 W. (Melanchthon
ſtraße 42). HeſHtgrfa aupt
a. Steuden S., rgmannstroſt). Scheeren Ki ngſporn,

31 J. Sei gerſerg e 94). Ar
beiters Dienemann Ehefrau LinaKletſcher, 57 J. (Gr. Brau

ausſtraße 13).

Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 30).
17. Auguſt.

Fbechllelnngen glre Loſſe
und Frida er Hermann-ſtraße 19). Arbeiter er n
Thereſe di z Hnmvoidtir.un erdeGeboren: Arbeiter Hübner S.
Ludwig Wuchererſtraße 20).

vöiſſindi
gratis auch

S Abnuerttant.
oder zur Wahl nach ghrem Wunſch

1 Paar Ia.
Hulberſtädtet, 1524

bei Einkauf vonen u II a IFür die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Drua ver Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger: vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Sämtl. i. Halle a. S.
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Soe zum Volksblatt.
Neunter Bundestag

des

Arbeiterradfahrerbundes Solidarität.
k. r. Dresden, 16. Auguſt.

Im großen Volkshausſaale wurde am Sonnabend, d. 10. Aug.,
abends der diesmalige Bundestag der Arbeiterradfahrer er
öffnet. Es nahmen teil 117 Delegierte; ferner der
vorſtand, die Redaktion des Arbeiterradfahrers, die Preß-
kommiſſion, der Ausſchuß, der Aufſichtsrat und die Geſchäfts
leitung des Fahrradhauſes Friſchauf, der Arbeiterturnerbund,
77 Arbeiterſamariterbund und die Schwimmer durch Ver
reter.
Am Sonntag vormittag fand eine geſchloſſene Sitzung ſtatt,

in der interne Angelegenheiten des Bundes beraten wurden,
am Montag erſtatteten Bundesvorſitzender irre
bach und die Kaſſierer den mündlichen Vorſtandsbericht.

Der Bericht des Ausſchußvorſitzenden Müller Dresden
v ſich über Beſchwerdefälle, die ſämtlich interner Natur

nd.
Jn der darauf einſetzenden Diskuſſion wurde ein An

trag des Vorſtandes mit zur Debatte geſtellt, „im Bundesbureau
ein Archiv einzurichten und C Leitung desſelben einen
Archivar aus den Reihen der Bundesmitglieder zu wählen.“

Die Diskuſſionsredner waren in großen Zügen mit der
Tätigkeit des Vorſtandes einverſtanden. Die Klagen bezogen
ſich auf mangelhafte Materialzuſtellungen, zeitweilige ſpäte
Beantwortung von Briefen, den Ton und die Art des Ver-
kehrs uſw. Erhebliche Angriffe richtete Koch Hamburg gegen
den Vorſtand. Vor allem, daß er in verſchiedenen inneren
r r eher verſchärfend als verſöhnend eingegriffen.

uch die Anweſenheit von Bundesvorſtandsmitgliedern auf den
Gautagen habe im Jntereſſe der Sparſamkeit wie manchmal
auch des innern Friedens beſſer zu unterbleiben. Demgegen-
über betonten jedoch andere Redner, daß es zweckmäßig ſei,
daß der Vorſtand auf den Gautagen vertreten ſei. Mit der
Errichtung eines Archivs und der Anſtellung eines Archivars
erklärte ſich der Bundestag einverſtanden. Die Stelle ſoll
ausgeſchrieben werden. Vielſeitig diskutiert wurde die Ent-
nahme der Baufondsmarken. Die Weigerung der Entnahme
wurde faſt allſeitig verurteilt, jedoch die Weigerer etwa aus
dem Bunde auszuſchließen, dafür konnten die Redner ſich nicht
erwärmen. Man wolle vor allem verſuchen, mehr Aufklärung
22 den Wert des genoſſenſchaftlichen Unternehmens zu ver-

reiten.
Am Dienstag wurden auf Antrag der Wahlprüfungskom-

miſſion ſämtliche Mandate für gültig erklärt, mit Ausnahme
des Mandats John- Halle. Der Beſchluß war einſtimmig.
Jn bezug auf einen anderen Wahlakt wurde dem Bezirksvor-

RekusBamberg für ſein Verhalten eine ſcharfe Rüge
erteilt.

Der Redakteur Labbs und der Vorſitzende der Preßkom-
miſſion, Kuntſch-Offenbach, gaben ihre Berichte. Das
Bundesorgan hat gegenwärtig eine Auflage von 163 000. Mit
dem enormen Steigen der Auflage iſt natürlich auch die Arbeit
der Redaktion ſowohl wie der Expedition bedeutend gewachſen.
Die der Redaktion dadurch, daß der War des Blattes gegen
früher nicht nur qualitativ, ſondern auch quantitativ gebeſſert
und gemehrt wurde. Die Redaktion iſt ſtets beſtrebt geweſen,
den Leſeſtoff ſo zu geſtalten, daß er zunächſt der Eigenart des
Blattes als Organ einer Arbeiterradfahrerorganiſation, die
den Radſport pflegt, entſpricht; in zweiter Linie hat ſie es
aber auch als ihre Aufgabe betrachtet, im Sinne einer moder-
nen Weltanſchauung gerichtete Abhandlungen bildender, be
lehrender und unterhaltender Natur darzubieten; im übrigen
hat ſie es für ſelbſtverſtändlich gehalten, daß der Geſamt-
inhalt des Blattes ſo zugeſchnitten ſein muß, daß er nicht nur
der Arbeiterradfahrerſache, ſondern auch der Sache der geſamten
modernen Arbeiterbewegung zu dienen geeignet iſt.

Organ ausgezeichnetes geleiſtet hat.

Halle a. S., Dienstag den 20. Auguſt 1912 23. Jahrg.

Jn der Diskuſſion wurde durchweg anerkannt, daß das
oniert wurde die Auf

nahme von Annoncen von Konkurrenzunternehmen, und auch
in bezug auf den Jnhalt des Organs wurden mancherlei
Wünſche ausgeſprochen, die der Redakteur ſoweit als möglich
zu berückſichtigen verſprach.

Darauf erſtattete der kaufmänniſche Leiter des Fahrrad
hauſes, VoßmeherOffenbach, den Bericht der Ge
ſchäfts leitung des Fahrradhauſes Friſchauf.
Deſſen Entwicklung, nebſt einer Beſchreibung des Bundes
galt iſt in einem 54 ſeitigen, mit wohlgelungenen Jllu-
trationen verſehenen gedruckten Bericht geſchildert, der den

Delegierten vorliegt. Nach dem Beſchluß des Bundestages zu
Frankfurt a. M. 1910 iſt das Jahr 1911 das erſte Geſchäfts
jahr des Fahrradhauſes in eigner Regie des Bundes. Ur-
ſprünglich ein kleines Privatunternehmen, wurde das Geſchäft
ſpäter Einkaufsgenoſſenſchaft der Berliner Genoſſen, und vom
Jahre 1908 an war auch der Arbeiterradfahrerbund als ſolcher
an dem Unternehmen beteiligt. Hatte ſich nun in den erſten
Jahren das Unternehmen ſchon gut entwickelt, ſo war der Auf-
ſchwung im Jahre 1911 ein alle Erwartungen übertreffender.
Stieg doch der 7232 in dieſem Jahre auf 842 605,04 und über-
flügelte damit das Jahr 1910 um 367 631 Mk. oder 77,4 Proz.
Es geſtaltete ſich der Umſatz in den einzelnen Jahren wie
folgt: 1908 183 823,68 Mk., 1909 291 185,39 Mk., 1910 474 974,04
Mark, 1911 842 605,04 Mk. Die Diskuſſion über den Bericht
wurde nach dreiſtündiger Dauer durch einen Schlußantrag be-
endet. Es wurden viel interne Angelegenheiten von den Red
nern erörtert.

Der Bundesſhndikus, Rechtsanwalt Dr. Katz-Offenbach,
hielt das Referat über den Punkt der Tagesordnung:
W r s im Bund. Der lehrreiche Vor-den Mitgliedern in Artikelform zur Kenntnis ge-

racht.
Dann hielt Genoſſe Wirt- Offenbach ein inſtruktives Refe-

rat über Die zukünftige Geſtaltung des Fahr-
radhauſes, wobei er eine Reihe den Delegierten ſchriftlich
l enber Vorſchläge begründete, die in der Hauptſache
auten:

„Die weitere Durchführung und der Ausbau des Filial-
ſyſtems iſt anzuſtreben. Verkaufsſtellen, welche die
nötige Rentabilität garantieren, ſind nach und nach in
Jan umzuwandeln; hierüber entſcheidet jedoch von
all zu Fall der Aufſichtsrat nach Anhörung der Geſchäfts-

und der Bundesleitung. Einen An ſpruch darauf, in eine
Filiale umgewandelt zu werden, hat keine Verkaufsſtelle. Die
letzte Theſe des Referenten lautet: „Zur beſſeren Finan-
zierung des Fahrradhauſes und um keinen zu hohen Bank-
kredit in Anſpruch nehmen zu müſſen, ſchlagen wir vor, eine
Sparkaſſe zu errichten, in der die einzelnen Vereine und
auch Privatperſonen ihr entbehrliches Geld anlegen ſollten.
Das Kapital kann mit 416 Prozent verzinſt werden, damit
hätten die Vereine und Privatperſonen ihr Kapital günſtig
angelegt und das Fahrradhaus würde, wenn große Beträge
eingelegt werden, bedeutend leiſtungsfähiger gemacht.“

Nach einer längeren Diskuſſion wurden die Vorſchläge in
namentlicher Abſtimmung mit 89 gegen 27 Stimmen ange-
nommen. Nach der Abſtimmung gaben eine Reihe Delegierte
die Erklärung ab, daß ſie mit Nein geſtimmt haben, nicht weil
ſie gegen die Allgemeinheit der Theſen find, ſondern weil ſie
Paen verſchiedene Einzelheiten

ann wurde noch eine Reſolution angenommen, die den
Bundesvorſtand beauftragt, Schritte zu unternehmen, um eine
Annäherung des Fahrradhauſes an die Großeinkaufs-
genoſſenſchaft deutſcher Konſumvereine herbeiführen;
desgleichen ein Antrag, die Einſtellung und Entlaſſung des
Perſonals des Fahrradhauſes in Zukunft nach den Beſchlüſſen
des Gewerkſchaftskongreſſes vorzunehmen. Bezüglich der
Rückzahlung der Baufondsmarken wurden zwei
Anträge, die die Hinausſchiebung der im Jahre 1914 fälligen
Rückzahlung bezweckten, abgelehnt. Es bleibt alſo in dieſer

etwas einzuwenden haben.

n Madame Bovary. e
Ein Sittenroman aus der Provinz von Guſtave Flaubert.

Aus dem Franzöſiſchen ühertragen von Joſ. Ettlinger.

Emma ergriff die Waſchſchüſſel, um ſie unter den Tiſch zu
ſchieben. Bei dieſer Bewegung bauſchte ſich ihr Kleid es war
ein gelbliches Sommerkleid mit vierfachen Volants, langer Taille
und weitem Rock etwas auf und breitete ſich rings um ſie
auf den Fußboden des Zimmers aus. Und während ſie in ihrer
gebückten Stellung, die Schüſſel in den vorgeſtreckten Händen,
ein wenig ſchwankte, blähte und ſenkte ſich der faltige Stoff des
Rockes bald hier, bald dorthin, je nach der Beugung des Ober
körpers. Dann holte ſie eine Flaſche friſchen Waſſers und ließ
von dem Mädchen Zucker in kleine Stückchen hacken.

Inzwiſchen war der Apotheker herbeigeeilt. Das Mädchen
war im erſten Schrecken fortgerannt, um ihn zu holen. Als er
ſeinen Lehrling aufrecht ſitzen ſah, war er ſichtlich erleichtert.
Er trat auf ihn zu und muſterte ihn mit prüfenden Blicken von
oben bis unten.

„Dummkopf,“ ſagte er; „kleiner Dummkopf, wie er im Buche
ſteht! Auch ein Grund zum Ohnmächtigwerden ein ein-
facher Aderlaßl Ein netter Held, der vor ſo einer Kleinigkeit
erſchrickt! Aber auf die höchſten Bäume klettern, wie ein
Eichhörnchen, um Nüſſe herunterzuholen, das kann erl
Jawohl, tu nur den Mund auf und, mach dich noch groß da-
mitl Recht nette Ausſichten für einen, der Apotheker
werden will, à la bonne beurel Wo man in ſchwierigen
Fällen vor Gericht gezogen werden klann, um ſein Gutachten
vor der Obrigkeit abzugeben. und immer kaltblütig bleiben
und als Mann denken und überlegen muß, wenn man nicht
für einen Simpel gehalten werden will

Juſtin wagte nicht zu antworten. Sein Prinzipal fuhr fort:
„Wer hat dich überhaupt geheißen, hier herüberzugehen?

Fortwährend liegſt du den Herrſchaften auf dem Halſel Und
ittwochs, wo du weißt, daß ich dich drüben brauche!r Perſonen warten drüben auf mich. Alles

hab ich deinetwegen liegen und ſtehen laſſen müſſen. Allons,
jetzt marſchl Fort mit dir, hinüberl Und gib auf die Sachen
im Laden acht, verſtanden

Als Juſtin wieder angekleidet und weggegangen war ſprach
man noch einiges über Ohnmachten im allgemeinen. Es ſtellte
ſich heraus, daß Emma niemals welche beim Anblick von Blut
oder Wunden gehabt hatte.

„Das iſt etwas ſehr Seltenes bei einer Damel!“ äußerte
er Boulanger. „Es gibt aber auch übermäßig empfindliche
ute. So habe ich's erlebt, daß bei einem Duell einer der

Sekundanten in Ohnmacht fiel, als er nur die Piſtolen laden
hörte.“ ich anderer Leute Blut ſehe,“ bemerkte Homais, „ſoräßt mich W vollkommen kalt. Wenn ich dagegen nur den
Gedanken daran habe, daß das meinige fließen könne, ſo ge

es ſchon, mich in ein Ohnmachtsgefühl zu verſetzen.
zwiſchen ſchickte Herr Boulanger den Kutſcher, den er mit

gebracht hatte, wieder fort und ermahnte ihn, ſich jetzt zu be-
ruhigen, nachdem man ihm ſeine Einbildungen vertrieben habe.Mindeſtens haben ſie mir das Vergnügen Jhrer Bekannt-
ſchaft verſchafft,“ fügte er hinzu.

Er hatte den Blick bei dieſen Worten wie zufällig auf Emma
gerichtet. Dann legte er auf eine Ecke des Tiſches ein Drei-
frankſtück, verbeugte ſich leicht und ging weg.

Nach wenigen Minuten war er ſchon am andern Ufer des
Baches dies war ſein Weg, wenn er nach La Huchette zurück
kehren wollte und Emma ſah ihn vom oberſten Fenſter
aus talaufwärts gehen, langſam unter den Pappeln dahin-
ſchreitend, wie jemand, der über wichtige Dinge nachdenkt.

„Sie iſt niedlich,“ ſagte er zu ſich; „ſehr niedlich ſogar, dieſekleine Doktorsfraul vübſche Zähne, ſchwarze Augen, einen

koketten, kleinen Fuß und eine Tournüre die reine Pariſe
rinl! Wo zum Teufel hat ſie das her?! Und wo mag der dicke
Klotz von einem Manne ſie aufgeangelt haben

Rudolf Boulanger ſtnd im vierunddreißigſten Jahre. Er
war von roher Gemütsart, ſchlau und verwegen, hatte ſich viel
mit Weibern abgegeben und verſtand ſich zur Genüge darauf.
Die heute hatte er hübſch gefunden: nun beſchäftigten ſich
ſeine Gedanken mit ihr und ihrem Gatten.

„Er ſcheint mir reichlich blöde Sie hat ihn offenbar
ſatt Er hat ſchmutzige Nägel und war ſeit drei Tagen nicht
raſiert. Wenn er ſeinen Patienten nachläuft, muß ſie zu
Hauſe ſitzen und Strümpfe ſtopfen. Das langweilt natür-
lich man wünſcht ſich, in der Stadt zu leben, alle Abend
Polka zu ianzen Armes Kind! Das lechzt nach Liebe, wie
der Karpfen auf dem Küchentiſch nach Waſſer! Mit drei,
vier ſchönen Worten hätte man ihr den kleinen Kopf verdreht

darauf wette ichl! Und ſie hätte was zu geben! Nur
wie das ſpäter wieder los werden

winken ſchienen,
brachten ſeine Gedanken auf ſeine derzeitige Maitreſſe. Es
war eine Schauſpielerin in Rouen, die er aushielt. Und indem

fernte Zirpen der Grasmücken im Haferfelde. C Smn
wieder vor ſich, in der Kleidung, in der er ſie vorhin im
Zimmer zuerſt geſehen, und er begann im Geiſte bereits ſie
auszukleiden.

„Teufel, ich muß ſie haben!“ rief er aus und teilte mit
einem Hiebe ſeines Stockes eine Erdſcholle, die ihm im Wege
lag.

Und gleichzeitig beſchäftigte ihn ſchon die praktiſche Seite
der Sache. Er fragte ſich:

„Wo ſich treffen Wie es anſtellen? Man wird beſtändig
das Baby auf dem Arme haben und Bonne, Nachbarn und

d bei den in Frankfurt gefaßten Beſchlüſſen, wonach die
Rückzahkung 1914 erfolgt.

Die Statutenberatungs- Kommiſſion hatte
keine weſentlichen Aenderungen des Statuts beſchloſſen, nur
einzelne Paragraphen ſollen geändert werden. Der Bundes-
tag rig demgemäß.

ei der Beratung der Angelegenheiten des rriſchauf war die Frage der Angliederung des urger
Geſchäfts das bis jetzt einer Geſellſchaft chiedener
Bundesgenoſſen gehört an das Fahrradhaus einer beſon-
deren Kommiſſion überwieſen worden. Dieſe Kommiſſion ent-
ſchied im Sinne der Angliederung, die auch einſtimmig an-
genommen wurde.

Die bisherigen Mitglieder des Vorſtandes und der Redak-
tion wurden einſtimmig wiedergewählt; der Sitz des Aus-
ſchuſſes bleibt in Dresden; der nächſte Verbandstag findet 1914
in Köln ſtatt.

Damit waren die Arbeiten des Bundestages erledigt.

Gewerkſchaftliches.
Warnung vor Arbeitsangeboten nach Finnland.

Bei Kymi, einer der größten Papierfabriken in Finnkand,
kam es am 13. Juli zum Streik, der noch nicht beigelegt werden
konnte. Die Einigkeit und Ordnung unter den Streikenden
iſt vollſtändig und die Ausſichten auf einen glücklichen Ausgang
groß, denn die Firma hat keine Streikbrecher im Lande finden
können. Gegenwärtig ſollen Agenten in Deutſchland herum-
reißen, um 200 berufskundige Streikbrecher anzuwerben. Die
deutſchen Arbeiter werden deshalb vor Arbeitsannahme nach
Finnbhand gewarnt.

Beilegung der Differenzen in der Görlitzer Waggonfabrik
Eine für die Arbeiter befriedigende Erledigung haben die

letzten Differenzen in der Görlitzer Waggonfabrik gefunden.
Es handelte ſich bekanntlich um die Handhabung der getroffenen
Vereinbarungen bei Beendigung des Streiks durch die Werks-
leitung. Jn der Verhandlung darüber zwiſchen den Organi-
ſationsvertretern und der Direktion wurden die Klagen über
eine willkürliche und dem Sinne der Vereinbarungen wider-
ſprechende Durchführung zum Teil zerſtreut, zum Teil wurde
eine Nachprüfung zugeſichert. Ausdrücklich wurde dabei von der
Direktion verſichert, daß ſie nicht im geringſten daran denke,
die einmal getroffenen Abmachungen in irgend einer Weiſe
zu verletzen. Sollte ſich die Wiedereinſtellung aller Streiken-
den bis über den dafür feſtgeſetzten Termin (1. Oktober) hin-
ziehen, ſo werden die ehemals ſtreikenden Arbeiter auch über
dieſen Termin hinaus zunächſt eingeſtellt. Weiter erklärte ſich
die Direktion bereit, bei etwaigen Differenzen jederzeit mit
den Vertretern der Organiſation zu verhandeln. Das hatte
die Direktion bis zum Streik und auch noch während desſelben
immer abgelehnt. Die Direktion ſcheint während der Einij-
gungsverhandlungen eingeſehen zu haben, daß es ſich ſehr gut
mit den Organiſationsvertretern verhandeln läßt und daß da-
durch Differenzen mit den Arbeitern leichter und beſſer zu
einem für beide Teile gedeihlichen Abſchluß kommen, als mit
Hilfe der Hintzebrüder.

Behörden als Streikbrechervermittler.
Vor einiger Zeit fand in Eſſen ein Streik der im Trans-

portarbeiter- Verband organiſierten Leitergerüſtbauer ſtatt.
Unter den Arbeitswilligen, die von den Streikenden bewogen
wurden, die Arbeit wieder niederzulegen, befand ſich auch ein
Arbeiter, der folgendes bekundete: Er ſei von der Polizei feſt
genommen worden, weil man ihn im Verdacht hatte, arbeits-
ſcheu zu ſein. Auf dem Eſſener Polizeipräſidium ſei ihm von

Gatten uſw. in den Kauf dazu nehmen müſſen, bahl Nein,
das koſtet ſo viel Zeit!“

Dann begann er von neuem:
„Sie hat aber wirklich ein paar Augen, die gehen einem

durch und durchl Und dieſer blaſſe Teint Jch habe von
jeher ein Faible für blaſſe Frauen gehabt!“

Als er auf der Höhe von Argueil angelangt war, ſtand ſein
Entſchluß feſt.

„Es gilt nur, eine Gelegenheit zu finden. Nun denn
ich werde ein paarmal hingehen, werde ihm gelegentlich ein
Stück Wild herüberſchicken oder Geflügel nötigenfalls kann
ich mich ja auch ſchröpfen laſſen. So werden wir Freunde, ich
lade die Leiden zu mir ein Wetter noch mal,“ beſanner ſich plötzlich, „nächſtens iſt ja die Kohe Verſammlung hier,
da muß ſie ja auch zu ſehen ſein! ort wollen wir die erſte
Breſche legen, und dann gleich zum Sturm, marſch, marſch!

das iſt das ſicherſtel!“ v
Endlich war ſie wirklich gekommen, die berühmte Verſamm-

lungl Schon am frühen Morgen des feſtlichen Tages ſtanden
überall die Bewohner des Ortes unter ihren Haustüren und
unterhielten ſich über die Vorbereitungen, die zu treffen waren.
Man hatte ſchon Tags zuvor den Giebel der Bürgermeiſterei
mit friſchen Efeugirlanden bekränzt; ein großes Zelt war auf
der Wieſe drüben aufgeſchlagen, worin das Feſtbankett ab-
gehalten werden ſollte; und inmitten des Marktplatzes, vor der
Kirche, hatte man eine Art Feldſchlange aufgeſtellt, um damit
beim Nahen des Präfekten und ſpäter bei der Preisverteilung
Salut zu ſchießen.

Die Bürgergarde von Buchy (in Yonville gab es keine) war
herübergezogen und hatte ſich mit der einheimiſchen Feuerwehr
verbunden, deren Löſchhauptmann Binet war. Er trug heute
einen womöglich noch höheren Kragen als ſonſt, und in den
dunkelgrauen Uniformrock eingeſchnürt erſchien ſein Oberkörper
ſo ſteif und unbeweglich, daß es ausſah, als ſeien nur noch
die Füße an ihm lebendig, die ſich ruckweiſe mit ſtraffen Schrit
ten fortbewegten. Zwiſchen ihm und dem Bürgermajor der
andern beſtand eine ſtumme Rivalität, und jeder ließ ſeine
Leute beſonders manövrieren, um den andern auszuſtechen.
Abwechſelnd ſah man die roten Epaulettes und die chwarzen
Helme aufmarſchieren und auf dem Platze hin und herziehen,
ohne Ende, immer von neuem.

Es war aber auch ein Gewühl und Gepränge und eine Pracht
heute, wie ſie HYonville noch nicht geſehen hattel Verſchiedene
Häuſer waren zur Feier des Tages gründlich abgewaſchen wor-
den. Aus den offenen Fenſtern wehten da ünd dort Trikoloren.
Die Wirtshäuſer waren vom frühen Morgen an überfüllt. Die
ſchneeweißen, geſtärkten u die goldenen Kreuzchen und
farbigen Buſentücher ſchillerten im blendenden Sonnenlicht und
warfen allenthalben buntſcheckige Peue in das einförmige
Gewimmel der ſchwarzen Bratenröcke und dunkelblauen Feier-
tagsanzüge. Die auswärtigen Bäuerinnen zogen, wie ſie vom
Pferde geſtiegen waren, eine große Nadel aus ihrem Rock, mit
der er aufgeſteckt war, damit unterwegs kein Fleckchen daran
komme, während die Männer ſich das Sacktuch über den Hut
zogen, um ihn zu ſchonen, und den herabhängenden Zipfel mit
dem Mundwinkel feſthielten. Fortſetzung folgt.)
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kaſſenkongreſſes eine Vorverſammlung ab.

dem Kriminalſchutzmann, der ihn dverhörte, die Abſchiebung ins
Arbeitshaus angedroht worden. Der Beamte ließ auf ſeine
Widerrede hin, in der er beteuerte, ſich wohl um Arbeit be-
nüht, aber keine gefunden zu haben, durchblicken, daß es doch
genügend Arbeitsgelegenheit in Eſſen gäbe. Er nannte dabei
die drei beſtreikten Leitergerüſtbaufirmen Alb. Triebel, Auguſt
Feldbuſch und Gottfried Wiecher und ſchrieb ihm die Adreſſen
der Firmen auf einen Zettel. Er machte dann die Bemerkung,
daß, wen der angeblich Arbeitsſcheue dort in Arbeit trete, die
Unterbringung in ein Arbeitshaus nicht ſtattfinden würde,
andernfalls ſollte er ſich am andern Tage zur beſtimmten Zeit
im Zimmer Nr. 107 des Polizeipräſidiums wieder einfinden.
Der Arbeitswillige, der dieſe Begebenheit der Verbandsleitung
vortrug, übergab derſelben als Beweis für die Wahrheit ſeiner
Behauptung einen aus dem Polizeipräfidium ſtammenden
Zettel, der die erwähnten Adreſſen und den Namen des Be
amten ſowie die betreffende Zimmernummer enthielt.

Ein ähnlicher Fall wird jetzt von der Eſſener Eiſenbahn
direktion bekannt, die in letzter Zeit wegen Maßregelungen
organiſierter Arbeiter und Beamten recht unliebſam von ſich
reden machte. Jn dem Eſſener Speditions- und Fuhrbetrieb
Gebr. Hoppe befinden ſich die Fuhrleute und Kutſcher ſeit über
eine Woche im Streik. Die Bemühungen der Firma, Arbeits-
willige zu bekommen, waren bisher wenig erfolgreich. Da griff
die Eiſenbahn der beſtreikten Firma unter die Arme. Sie
ſtellte Rottenarbeiter, die obendrein nicht einmal fahren konn
ten, zur Verfügung. Wie dieſe bekundeten, ſeien ſie gezwungen
worden, dieſe Arbeit zu verrichten. Bei ihrer Weigerung wären
ſie zweifellos entlaſſen worden.

Zur Kataſtrophe auf Zeche Lothringen.
Der alte Bergarbeiterverband hielt geſtern in Bochum und

Dortmund eine Reihe von Bergarbeiterverſammlunigen ab, in
denen die Redner über das Thema: Das Maſſenunglück auf
Zeche Lothringen und der Bergarbeiterſchutz ſprachen. Jn der
von mehreren Tauſend Perſonen beſuchten Verſammlung im
Bochumer Schützenhof wurden ſchwere Anſchuldigungen gegen
die Verwaltung der Zeche erhoben. Schließlich wurde eine
Reſolution angenommen, in der unabhängige, ſtattlich beſoldete
Grubenkontrolleure verlangt werden, die von den Arbeitern
mittels geheimer Wahl aus ihrer Mitte gewählt werden.

19. Ortskrankenkaſſentag.
Köln, 18. Auguſt.

Am Sonntag abend hielten die Delegierten des Kranken-
Der große Saal

des Gürzenich war vollſtändig gefüllt; die laut Präſenzliſte
anveſenden zirka 1000 Delegierte vertreten gegen 5 Millionen
Verſicherte.

Landtagsabgeordnete Fräßdorf- Dresden eröffnete die
Verſammlung und hieß die Erſchienenen im Namen des Vor-
ſtandes des Hauptverbandes deutſcher Ortskrankenkaſſen herz-
lich willkommen. Die vom Vorſtand vorgeſchlagene Tagesord-
nung wurde, abgeſehen von einer geringfügigen Umſtellung
zweier Punkte, ohne Diskuſſion genehmigt. Debattelos er-
ledigte ſich auch die Annahme der Geſchäftsordnung. Zu Vor-
ſitzende mit gleichen Rechten wurden Witt i-München, Arbeit-
nehmervertreter, und Herr Zoller-Köln, Arbeitgeberver-
treter, gewählt Fräßdorf- Dresden amtiert nach den
Satzungen ſchon von vornherein mit als Vorſitzender als
Schriftführer die Herren Preuß Hamburg, Hof-Karls-
ruhe, He id e r-Magdeburg, St a h l-Berlin. Nachdem Pit ſch-
Köln und Fräßdorf noch einige auf die Abwicklung des Pro-
gramms bezügliche Mitteilungen gemacht, waren die vorbe-
reitenden Arbeiten erledigt. e

Kreistag
des Wahlkreiſes Sangerhauſen-Eckartsberga.

Jm Saale der r zu Sangerhauſen fandgeſtern die diesjährige ordentliche Generalverſammlung des
Sozial demokratiſchen Vereins ſtatt. Um 11 Uhr eröffnete
der Kreisvorſitzende Genoſſe Hoff die Verhandlungen mit
herzlichen Begrüßungsworten. Anweſend ſind 21 Delegierte,
der Zentralvorſtand und ſämtliche Mitglieder der Agitations-
kommiſſion, der Bezirksſekretär Dreſcher, für das Agita-
tionskamitee Schmidt, die Preßkommiſſion Gerig und die
Redaktion Kasparek- Halle.

Nachdem die Freien Sänger den Kreistag mit einem friſch
vorgetragenen Kampfesliede begrüßt hatten, erſtattete der Vor
ſitzende den Jahresbericht. Redner verwies auf den im
Volksblatt zum Abdruck gelangten, leider etwas ſehr kurz ge-
ratenen Bericht und hob hervor, daß auf allen Gebieten ein er
freulicher Zuwachs zu verzeichnen ſei. Jn ausführlicher Weiſe
ſchilderte er dann den Reichstagswahlkampf. Nur in vier
Orten ſtanden der Partei Saallokale zur Verfügung, es wur-
den aber auch in den dunkelſten Ecken des Wahlkreiſes Wähler-
verſammlungen abgehalten, ſo in Gehöften, Gärten, Stuben,
und ſogar trotz ſtürmiſchen Wetters unter freiem Himmel.
Ueberall haben die Genoſſen fleißig gearbeitet, teils ſogar mit

ntanſetzung von Leben und Geſundheit. Mit der erzielten
timmenzunahme könne man ohne weiteres zufrieden ſein.

Nicht befriedigen könne jedoch die Zunahme der Mitgliederzahl.
Hier gelte es noch, erhebliche Arbeit zu leiſten. Auf einer außer-
ordentlichen Kreiskonferenz wurde die Umwandlung der Bei-
trages Zahlung in einen Wochenbeitrag von 10 Pf. beſchloſſen.
Die Einführung des Wochenbeitrages hat nicht nur keinen
Widerſtand unter den Mitgliedern gefunden, ſondern ſie fand
meiſt freudige Zuſtimmung. Mit dem Wunſche, daß der nächſte
Bericht noch beſſer ausfallen möge, ſchloß der Berichterſtatter
ſeine intereſſanten Ausführungen.

Zu dem ebenfalls bereits veröffentlichten Kaſſenbericht
machte der Kreiskaſſierer Genoſſe Hehy mann noch einige Er-
gänzungen und bedauerte, daß diesmal die ſpezialiſierte
Kaſſenabrechnung nicht in der überſichtlichen Weiſe im Volks-
blatt abgedruckt worden ſei. Da dies auf ein Verſehen zurück-
zuführen iſt, ſoll die Abrechnung hier nochmals folgen:

Einnahme: Mk. Ausgabe: Mk.Kaſſenbeſtand 665.83 Flugblätter, Druckſachen 1064.41
Eintrittsgeld 390 Agitation 233.75Von den Filialen 1656.98 Delegation 94.70
Verlag des Volksblattes 50.00 Referate 44.00
Liſten 35.35Bezirksbeiträge 82.80Maifonds 219.90 Zuſchuß a. d. Filialen 25.00
Zinſen pro 1911/12 25.60 Hauptvorſtand, Berlin 145.90
Insgemein 4.20 Bücher u. Zeitungen 24.75

Strafe und Prozeßkoſten 47.85
Porro u. Schreibmaterial 39.40

n S 442.40Maifonds 1393.90Verwaltungskoſten 120.00
Sonſtiges. 32.50Kaſſenbeſtand a. 1.“7. 1912 411.30

2661.76 2661.76J der Dis kuſſion ſtellte Genoſſe Wicklein das auf-
fällige Mißverhältnis zwiſchen den abgegebenen ſozialdemo-
kratiſchen Stimmen und der Zahl der politiſch Organiſierten
feſt und bemerkte, daß in einzelnen Orten mehr getan werden

fzäſe zur Gewinnung neuer A
auf ſeinwahl ein und ſtellte an der Hand des Ziffernmaterials feſt,

daß die nationalliberale Partei durch die eigenartige Kon
ſtellation in den Beſitz des Mandats geraten ſei, obwohl ſie
eigentlich die ſchwächſte Partei im Kreiſe ſei. Es ſei eine
Ueberhebung ſondergleichen, wenn das liberale Blatt nach der
Wahl geſchrieben habe, daß Jahrzehnte würden, ehe
das „Blutpanier über dem Kyffhäuſer wehen“, würde. Die
Konſtellation werde aber nicht immer ſo bleihen. Den Nutzen
aus den veränderten Umſtänden werde man nur ziehen können,
wenn die Organiſation nach jeder Richtung ausgebaut würde.
Als beſtes Mittel habe ſich immer mehr die w. t er
wieſen. Die Genoſſen Haake, Strecker und Franzke,
die ſich gleichfalls an der Diskuſſion beteiligten, machten zum
Bericht einige Richtigſtellungen und geben weitere Winke, wie
die Agitation zu betreiben ſei. Auf Antrag des Genoſſen
Haberland wurde dem Kaſſierer Entlaſtung erteilt.

Das Thema: Agitation und Organiſation behandelte ſo
dann Genoſſe Dreſcher Halle. Die Vorbedingung für die pein-
lich genaue Erledigung der Wahlarbeiten ſei, in möglichſt allen
Orten des Kreiſes Stützpunkte zu haben, von denen aus die Agi-
tation wirkſam betrieben werden könne. Die Mitglieder der kleinen
Orte müßten oft zuſammenkommen, um das Zuſammengebhörigkeits-
gefühl zu ſtärken. Selbſtverſtändlich müßten die Genoſſen ſich auch
jederzeit der Kreisleitung zur Verbreitung von Flugblättern zur
Verfügung ſtellen. Auch die regelmäßige Hausagitation ſei
natürlich in anderer Form als in größeren Orten dringend zuempfehlen. Daß für die Partei im Kreiſe große Sympathien vor
handen ſei, beweiſe ja am beſten der Ausfall der Reichstagswahl.
Des Sonntags müßten die Genoſſen der kleinen Orte Fußwande-
rungen nach den benachbarten Filialen unternehmen, um neue Ver
bindungen anzuknüpfen. Die Verſammlungsmöglichkeit, die während
der Reichstagswahl ziemlich erfreulich war, müſſe beibehalten werden.
Eine Neuerung ſei die vom Bezirk herausgegebene, beſonders für
die ländlichen Orte beſtimmte Agitationsſchrift: Der Stadt und
Landbote. Dieſe in beſtimmten Zwiſchenräumen erſcheinende Flug
ſchrift und auch der Volkskalender müſſen gut verbreitet werden.
Größere Aufmerkſamkeit müſſe der Gewinnung der Frauen für
die politiſche Organiſation zugewendet werden. Wenn es nicht
möglich ſei, beſondere Verſammlungen für die Genoſſinnen zu
arrangieren, dann müſſe darnach getrachtet werden, die Frauen für
unſer Verſammlungs- und damit Parteileben zu intereſſieren. Man
ſolle nicht alles Heil von der Kreisleitung erwarten, ſondern nach
Kräften ſelbſtändig arbeiten. Wenn ſo jeder Genoſſe und jede Ge-
noſſin ihre Schuldigkeit tun, dann werde der Neid der Gegner
über unſere prächtige Organiſation noch größer werden.

Genoſſe Barth Artern ſprach den Wunſch aus, den Landboten
ſo auszugeſtalten, daß auch das Kleinbürgertum gern nach dieſer
Lektüre greife. Genoſſe Wicklein ſchilderte die ungeheuren
Schwierigkeiten, die ſich der Agitation überall entgegentürmen. An
Opferwilligkeit leiſten die Genoſſen Sangerhauſens geradezu muſter-
gültiges. Sollte aber noch mehr getan werden, dann müßten auf
irgend eine Weiſe noch weit größere Mittel flüſſig gemacht werden.
Genoſſe Löffler-Wallhauſen klagte lebhaft über den Mangel an
Hilfskräften, die zur Verbreitung des Agitationsmaterials nötig
ſeien.

Der als Gaſt anweſende Geſchäftsführer des Nordhäuſer Partei
blattes, Genoſſe Wiehle, wies auf die brillanten Erfolge im
Kreiſe Nordhauſen hin und betonte mit Nachdruck die Wichtigkeit
der Kleinarbeit durch die Verbreitung des Landboten. Wenn die
Flugſchrift in derſelben Weiſe mehrere Jahre hindurch peinlich
genau verbreitet würde, dann werde man bei der nächſten Wahl
über das Reſultat erſtaunt ſein. Genoſſe Pöhlert- Rieſtedt
empfahl, kleinere Arbeitsdiſtrikte einzurichten, dann würde die
Agitationsarbeit weſentlich beſſer geleiſtet. Genoſſe Hoff gab
ebenfalls einige wertvolle Winke für die Kleinarbeit und verſprach,
t die Kreisleitung alles tun werde, um die Organiſation zu
ördern.

Ueber den Parteitag in Chemnitz referierte der Kandidat
des Kreiſes, Genoſſe Wicklein Nordhauſen. Es ſei anzu-
erkennen, ſo führte der Redner aus daß der Parteivorſtand auf
die Tagesordnung des diesmaligen Parteitags den Punkt: „Jm-
perialismus“ geſetzt habe, um zu ergründen, inwieweit dieſe Frage
für die Arbeiterbewegung und den Sozialismus von Bedeutung
ſei. Dieſes Thema beanſpruche die größte Beachtung. Jn aus-
führlicher Weiſe verbreitete ſich der Redner ſodann über das
Weſen des Jmperjialismus und die Rolle, die Deutſchland bei
dieſer Frage ſpielt. Es ſei notwendig, daß der Parteitag dieſe
imperialiſtiſche Gefahr eingehend beſpreche und Mittel und Wege
finde, wie in Zukunft die Aufklärung unter den Volksmaſſen zu
betreiben ſei. Es handle ſich hier um das Sein oder Nichtſein
nicht nur der deutſchen ſozialdemokratiſchen Partei, ſondern der
ſozialiſtiſchen Jnternationale überhaupt. Zum Punkt Reorgani-
ſation des Parteivorſtandes bemerkte Redner, daß der vorgeſchlagene
Parteiausſchuß einſchließlich des Parteivorſtandes allein ſchon
einen kleinen Parteitag darſtelle. Ob dieſe neue Einrichtung aber
dem Parteivorſtand die ſo notwendige Schlagkraft und ſchnelle
Entſchließung gebe, müſſe füglich bezweifelt werden. Genoſſe
Wicklein ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß der Parteivorſtand
um ſieben oder neun unbeſoldete Vorſtandsmitglieder, die aus
dem ganzen Reiche genommen werden müßten, zu ergänzen ſei.
Die Redafteur und Bezirksſekretär Konferenzen ſeien beizubehalten.
Wir haben ein Jntereſſe daran, den Berliner Genoſſen nicht
gar zu großen Einfluß auf die Entſchließungen des Partei-
vorſtandes einzuräumen. Was das Vertretungsrecht der
Reichstags Fraktion anlangt, vertritt Redner den Standpunkt,
daß die Fraktion in ihrer vollen Stärke wie bisher
zuzulaſſen, den Abgeordneten aber das Stimmrecht zu nehmen ſei.
Ganz entſchieden müſſe man ſich aber dagegen wenden, wenn man
der Kontrollkommiſſion ihre bisherigen Rechte beſchneiden wolle.
Jn ausführlicher Weiſe beſchäftigte ſich der Redner ſodann mit
dem Stichwahlabkommen, das zwar keine ſo große Verletzung der
Prinzipien bedeute, aber eine ſcharfe Verurteilung wegen der be-
rühmten „Dämpfung“ verdiene. Wenn ſolche Methoden im Wahl

bewegung beſchäftigt zu ſein. Der Parteitag in Chemnitz werde
alſo tüchtige Arbeit zu leiſten haben. Zum Schluß legte der
Referent folgende drei Reſolutionen als Extrakt ſeiner Aus-
führungen vor und erſuchte die Delegierten, denſelben zuzuſtimmen:
ch Kreistag des Wahlkreiſes Sangerhauſen- Eckartsberga be

ießt:
„Die Entwickelung der deutſchen und der weltpolitiſchen Ver

hältniſſe kann zu jeder Zeit ein planmäßiges Eingreifen der
organiſierten Arbeiterklaſſe notwendig machen. Deshalb iſt es
dringend notwendig, die Entſchluß- und Handlungsfähigkeit des
Parteivorſtandes zu verſtärken. Der von der Reorganiſations-
Kommiſſion vorgeſchlagene Parteiausſchuß iſt aber hierzu nicht
geeignet. Die Kreis Generalverſammlung erſucht daher den
Parteitag in Chemnitz:

J. n Vorſchlag der Reorganiſations Kommiſſion abzu-
ehnen;

2. den Parteivorſtand um mindeſtens ſechs und höchſten neun
ſtimmberechtigte, unbeſoldete Beiſitzer zu verſtärken, die:
a) vom Parteitag aus den verſchiedenenen Wirtſchafts

gebieten Deutſchlands zu wählen;
b) zur Beratung politiſcher Fragen heranzuziehen ſind und

zwar mindeſtens einmal monatlich;
c) mit Dreiviertel-Mehrheit beſchließen dürfen, Sitzungen

n Parteivorſtandes außerhalb Berlins ſtattfinden zu
laſſen.“

Der Kreistag beſchließt ferner:
„Das Stichwahlabkommen vom Januar 1912 war geeignet,

die Führung eines prinzipiellen Wahlkampfes für die Zunkunft
zu erſchweren und das Vertrauen der Parteigenoſſen zu er

nhänged. Redn im Ver Ausführungen noch ausführlich ne ſagt

Geſundheit,

Die e uert deshalb dieſeskommen und erwartet, daß ſich derartige Abmachungen nicht
wiederholen. Sie erſucht den Parteitag, ſeinen Willen in dieſer
Richtung zum Ausdruck zu bringen.

Die dritte Reſolution lautete:
„Die Annahme des Nürnberger und Jenaer Antrages zur

Maifeier ſieht in dem Antrage 90 des Nürnberger Parteitages
und dem Antrage 30 des Jenaer Parteitages weder ein Mittel
ur Belebung des Maifeiergedankens, noch ein Mittel zurVebung der Agitationstätigkeit der Genoſſen.

Aus dieſen Gründen erſucht die Generalverſammlung des Wahl
kreiſes Sangerhauſen- Eckartsberga den Parteitag, beide Anträge
aufzuheben.“
Genoſſe Dreſcher legte kurz die Motive klar, die zur Annahme

des Antrages 90 auf dem Nürnberger Parteitag führten. Das
Stichwahlabkommen war ein Novum und deshalb ſei es erklärlich.
wenn dabei Fehler unterlaufen ſeien. Ueber den Parteiausſchuß
könne man geteilter Meinung ſein, jedenfalls dürfe man den Vor
ſchlag nicht ſo ohne weiteres ablehnen. Genoſſe Elſter ſprach
ſich gegen die letzte Reſolution, betr. die Maifeier, aus und erſuchte
um deren Ablehnung. Genoſſe Schröder Sangerhauſen trat
leichfalls für Annahme der Reſolution 3 ein, weil der NürnbergerViſgluß in der Praxis undurchführbar ſei, während Löffler-

Wallhauſen die Meinung vertrat, daß diejenigen Genoſſen, die am
1. Mai feiern und ihren Lohn weiterbeziehen, ruhig ein kleines
Opfer bringen können. Franke- Sangerhauſen erklärte ſich
gegen die Außerkraftſetzung des Nürnberger Beſchluſſes, weil er
ein Freund der Maifeier ſei. Es gehe nicht an, eine Extrawurſt
für diejenigen Genoſſen zu braten, die gegen die Parteidisziplin
verſtoßen. Jm Schlußwort ſuchte Genoſſe Wicklein die in der
Debatte gegen die letzte Reſolution vorgebrachten Bedenken zu
erſtreuen und betonte nochmals, daß die Partei nur Beſchlüſſe
aſſen dürfe, die für alle Mitglieder haben. Wegen
ſolcher kleinen Einnahmen dürfe man nicht die Gefhloſſenheit der
Partei in Frage ſtellen.

Bei der Abſtimmung wurden die erſten beiden Reſolutionen
einſtimmig angenommen, die letzte Reſolution betr. Maifeierfonds
jedoch nahezu einmütig abgelehnt.

Ueber den Preußentag referierte Genoſſe Gröbel, der
beſonders auf die im nächſten Jahre ſtattfindenden Landtagswahlen
und auf die Weiterführung des Wahlrechtskampfes verwies. Für
beide Aufgaben werde der preußiſche Parteitag wichtige Arbeit zu
leiſten und Beſchlüſſe zu faſſen haben. Deshalb ſei auch eine
Beſchickung des Preußentages zu empfehlen. Zum Preußentag
wurde Genoſſe Hoff, zum Chemnitzer Parteitag Genoſſe Wicklein
delegiert. Zur Vertretung auf dem un e empfahl Genoſſe
Haberland, daß der Ort Sangerhauſen zwei Delegierte und die
ſeit Artern, Kelbra und Eckartsberga je einen Delegierten wählen
ollen.
Ueber den Punkt Preſſe referierte Genoſſe Gerig. Das

Volksblatt habe im letzten Geſchäftsjahr ſehr gute Fortſchritte ge
macht, namentlich auch im Sangerhäuſer Kreiſe. Solle das Blatt
noch weiter ausgebaut und beſonders der unterhaltende Teil ver-

rößert werden, dann werde eine Erhöhung des Abonnementshetrags von 60 auf 70 Pf. nicht zu umgehen ſein. Wenn auch

314 Abonnenten gewonnen worden ſeien, ſo müſſe doch noch weit
mehr zur Gewinnung neuer Streiter getan werden. Die De-
batte drehte ſich in der Hauptſache um geſchäftliche Angelegen-
heiten ſowie um die Zuſtellung des Volksblattes. Weſentliche
Beſchwerden über das Volksblatt wurden nicht vorgebracht. Ge
noſſe Kasparek erſuchte die Delegierten, die Redaktion mehr
als bisher durch Berichte zu unterſtützen.

Der Kreisvorſtand wurde in ſeiner bisherigen Zuſammenſetzung
per Akklamation einſtimmig wiedergewählt.

Jm Punkte Verſchiedenes ſprach Genoſſe Elſter-Sanger-
hauſen über die Wichtigkeit der Landarbeiterorganiſation und er-
ſuchte die Genoſſen, nach Kräften für die Stärkung dieſer Organi-
ſation zu ſorgen. Genoſſe Kasparek wies dann noch auf die
proletariſche Jugendbewegung hin und erſuchte, daß auch auf dieſem
Gebiete mehr getan werden möge. Genoſſe Löffler ſprach den
Wunſch aus, daß in Zukunft die Vertrauensleute wieder ein
Stimmungsbild über die Bewegung am Orte geben möchten.

Nach einem kräftigen Schlußwort des Vorſitzenden fand der
Kreistag mit einem Hoch auf die Partei ſein Ende.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 19. Auguſt 1912.

Stadtverordnetenwählerliſten liegen aus!
Nach einer Bekanntmachung des Magiſtrats liegt die berichtigte

Liſte der hieſigen ſtimmfähigen Bürger vom 1. bis einſchließlich
15. September 1912 während der Dienſtſtunden (vormittags 8 bis
1 Uhr und nachmittags 3 his 6 Uhr, Sonnabends vormittags 8 bis
2 Uhr nachmittags) im ſtädtiſchen Bureau VIII, Großer Berlin
Nr. 11, Zimmer Nr. 4 früheres Eich- und Wageamtsgebäude
zur Einſicht aus.

Gegen die Richtigkeit oder Vollſtändigkeit der
Liſte kann von jedem Mitgliede der Stadtgemeinde
innerhalb der bezeichneten Friſt im genannten
Bureau ſchriftlich oder zu Protokoll Einſpruch er-
hoben werden.

Es iſt dringend nötig, daß ſich jeder Arbeiter davon überzeugt,
ob er in der Waählerliſte eingezeichnet iſt. Bekanntlich pflegen
namentlich die ſtimmberechtigten Proletarier häufig in den Liſten
vergeſſen zu werden, weshalb ſie ganz beſonders eingehend kon-
trollieren müſſen.

Wenn auch in dieſem Jahre Stadtverordnetenwahlen nicht ſtatt-
finden, ſo iſt trotzdem nötig, daß die wahlberechtigten Arbeiter ſich
von der Richtigkeit der Liſte überzeugen. Dadurch können ſchon
ſetzt Scherereien wegen Aufnahme in die Waählerliſte erledigt
werden, die ſonſt bei der allgemeinen Einſichtnahme ſtörend wirken.

Alſo: Seht die Liſte ein! Wer nicht in der Wählerliſte ein
getragen iſt, verliert ſein Wahlrecht!

Kommunale Apotheken.
Das ſozialdemokratiſche Kommunalprogramm fordert von

den Gemeinden u. a. auch eine energiſche Betätigung auf dem
Gebiete der Geſundheitspflege. Deshalb erhebt das Pro-
gramm eine Reihe Forderungen, die einmal der Erhaltung der

dann aber der Bekämpfung der Krankheiten
dienen, und unter den vorbeugenden Maßnahmen befindet ſich
auch die Forderung auf Uebernahme der Apotheken in den Ge-
meindebetrieb. Jn Nr. 31 der Kommunalen Praxis, Wochen-
ſchrift für Kommunalpolitik und Gemeindeſozialismus, finden
wir nun einen intereſſanten Aufſatz von Oskar Riedel, der
über die Forderung der Kommunaliſierung der Apotheken die
nachſtehenden beachtenswerten Ausführungen macht:

Auf dem großen Gebiete des Geſundheitsweſens nimmt die
Krankenfürſorge einen außerordentlich breiten Raum ein. Jn
den letzten Jahren iſt nun in Staat und Kommune, oftmals-
nur gezwungenermaßen, hinſichtlich der Behandlung und Ver-
pflegung Erkrankter mancher Fortſchritt gemacht worden.
Einer aber ebenſo wichtigen Frage, dem Apotheken-
weſen, hat man im allgemeinen ſehr wenig Beachtung ge-
ſchenkt. Und doch iſt zweifelsohne dieſer Handelsbetrieb ſo
innig mit dem Geſundheitsweſen verbunden, daß es Aufgabe
der Gemeinde wäre, auch hier eine Uebernahme in eigene
Regie herbeizuführen.
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Nach den geltenden geſetzlichen Beſtimmungen iſt die Errich
tung von Apotheken an eine ſtaatlicherſeits zu verleihende Kon-
zeſſion gebunden, wie auch ebenſo auf Grund der Apotheker-
verordnungen die ſtaatspolizeiliche Beaufſichtigung vorgeſehen
iſt. Die geſetzlichen Beſtimmungen hindern die Gemeinden
keineswegs, ſelbſt neue Apotheken zu errichten oder beſtehende
zu übernehmen. Dazu zwingt vielmehr von Rechts wegen ſchon
die den ſtaatlichen und kommunalen Organen obliegende Ver
pflichtung der weitgehendſten allgemeinen öffentlichen Geſund-
heitspflege. Hinzu tritt aber auch, daß es im Jntereſſe
der öffentlichen Wohlfahrt liegt, ſolche Handels-
betriebe in eigener Verwaltung zu haben, damit man nur
Mindeſtſätze für Medizin und Medikamente in Anſatz zu
bringen braucht. Dieſes erſcheint ſchon um deswillen notwen
dig, als gerade in Krankheitsfällen neben dem Lohnausfall
noch ſonſt außerordentlich hohe Aufwendungen ſich notwendig
machen, die in den meiſten Fällen von dem Erkrankten oder
deſſen Angehörigen nur ſchwer, oftmals erſt unter großen Ent-
behrungen, getragen werden können. Sehen wir aber ſelbſt
hiervon ab, ſo liegt auch dann noch ein Anlaß vor, der Kom
munaliſierung der Apotheken das Wort zu reden.

Eine Erhebung der Zentralſtelle des Deutſchen Städtetages
geſtattet uns eine Ueberſicht über dieſen Gegenſtand. Hiernach
haben nur fünf der Verbandsſtädte allgemeine öffenrliche
Apotheken, und zwar Breslau, Hannover, Mainz,
Offenbach und Worms. Außerdem befindet ſich noch
Freiberg i. S. im Beſitz einer ſolchen. Ganz in eigener
Regie werden jedoch nur die Apotheken in Breslau und Han-
nover betrieben, während ſie in den anderen Städten ver-
pachtet ſind. Dieſe Verpachtung kann nun keineswegs als ge
ſunder Zuſtand angeſehen werden. Trachtet doch der Pächter
auch wieder danach, eine gute Erwerbsquelle zu haben, was
dazu führt, daß die Stadt, alſo die Allgemeinheit, um dieſe
Beträge in ihren Einnahmen geſchädigt wird. Jſt ſchon die
Stadt Beſitzerin, ſo kann ſie ebenſogut auch ſelbſt die Verwal
tung übernehmen. Jnwiefern ſolches ſich als Vorteil erweiſt,
ergibt die Rentabilitätsaufſtellung von Breslau. Hier wurden
an Ueberſchüſſen erzielt: 1908 35 900 Mk., 1909 36 000
Mark, 1910 41 000 Mk. Dieſe Ziffern zeigen, daß der Verkauf
von Medikamenten immerhin noch ein einträgliches Geſchäft
iſt. Weſentlich geringer geſtaltete ſich ſelbſtverſtändlich die
Einnahme der Stadtgemeinden dort, wo die Apotheken ver-
pachtet ſind.

Für eine vollwertige Beweisführung der von uns vertre-
tenen Forderung auf Uebernahme in eigene Regie ſprechen
aber die Ergebniſſe der Rentabilität der ſtädtiſchen Kranken-
hausapotheken. Obgleich ſich auch hierüber umfaſſende Stati-
ſtiken nicht vorfinden, ſind doch die vorhandenen Ueberſichten
zu einem Urteil ausreichend. So finden wir, daß Düſſel-
dorf durch Unterhalt dieſer eigenen Krankenhausapotheken eine
Erſparnis (einſchließlich Gehälter, Amortiſation und Verzin-
ſung des Anlagekapitals) von 35 bis 40 Prozent erzielen
konnte. Und nach den Ergebniſſen in Frankfurt a. M. betrugen
vor der Errichtung einer eigenen Apotheke die Arzneikoſten
für jeden Koſt- und Verpflegungstag im Durchſchnitt 27 Pf.
Unter dem Eigenbetrieb bewegen ſie ſich in den verſchiedenen
Jahren zwiſchen 14 bis 18 Pf., was dem Ergebnis in Düſſel-
dorf gleichkommt.

Es ſteht nach dieſem außer Zweifel, daß es im Jntereſſe der
Stadtverwaltungen und der Geſamtbevölkerung liegt, ſolche
Einrichtungen zu ſchaffen. Ein großer Teil deutſcher Städte
hat der Errichtung von Krankenhausapotheken ja auch bereits
entſprochen. Jm Statiſtiſchen Jahrbuch deutſcher Städte,
Jahrgang 17, finden wir bereits, daß von 101 in die Erhebung
einbezogenen Krankenheilanſtalten 52 Apotheken beſitzen, in
drei weiteren Stadtgemeinden für mehrere Anſtalten gemein-
ſame Einrichtungen dieſer Art beſtehen, daß hingegen 42
ſtädtiſche Anſtalten, die ſich teilweiſe in großen Städten be-
finden, ſich dieſe Einrichtung noch nicht zunutze gemacht haben.

Die Notwendigkeit der Krankenhausapotheken kann nach der
vorſtehenden Beweisführung nicht mehr geleugnet werden.
Nicht minder aber iſt auch die Verſtaatlichung oder die Kom-
munaliſierung aller Apotheken ein Gebot, dem im Jntereſſe
der leidenden Menſchheit und damit der Allgemeinheit ent-
ſprochen werden ſollte.

Die Verſchmelzung der Halleſchen Krankenkaſſen.
Vorige Woche tagte eine vom hieſigen Krankenkaſſenverband

einberufene Verſammlung einer Anzahl Ortskrankenkaſſenvorſtände,
die abermals zu der Frage der Verſchmelzung der hieſigen Orts-
krankenkaſſen Stellung nahm. Es wurde u. a. beſchloſſen, eine
große öffentliche Verſammlung abzuhalten, um auch die Verſicherten
über die Angelegenheit aufzuklären und ſie für die Unterſtützung
der Abſichten zu gewinnen. Die Verſammlung ſoll Mittwoch,
den 28. Auguſt, in den Thalia-Feſtſälen ſtattfinden.
Es wird jetzt ſchon um einen regen Beſuch der Veranſtaltung
gebeten.

Achtung, Gewerkſchaften! Um mit dem vom Bildungs-
Ausſchuſſe veranſtalteten Zyklus über die Einführung in die
Biologie einen Erfolg zu erzielen, iſt es notwendig, daß recht viele
Genoſſen für die Beteiligung an den Vorträgen gewonnen werden.
Es iſt nun vom Tapezierer- Verband ein recht nachahmenswerter
Beſchluß gefaßt worden. Die Gewerkſchaft beſchloß, die Hälfte
des Eintrittsgeldes auf die Kaſſe zu übernehmen, ſodaß nur noch
für alle ſechs Vorträge 50 Pfa. von den Mitgliedern zu zahlen
ſind. Dieſer Beſchluß iſt allen Gewerkſchaften nur angelegentlichſt
zur Nachahmung zu empfehlen. Karten ſind noch reichlich vor-
handen. Aber auch für jeden einzelnen ſollte der Eintrittspreis
von 1 Mk. für alle ſechs Vorträge nicht abſchreckend ſein, kommen
doch auf einen Vortrag keine 17 Pfg. Auf verſchiedene Anfragen
hin, ſei noch mitgeteilt, daß ſelbſtverſtändlich auch erwachſene
Mädchen und Frauen am Vortragszyklus teilnehmen können.
Eintrittskarten ſind gegen Mitgliedsbuch in allen Gewerkſchafts-
bureaus, dem Partei und Arbeiterſekretariat, ſowie in der Volks
buchhandlung und allen Filialen des Konſumvereins zu haben.
Die Vorträge beginnen Montag, den 26. Auguſt. Da nur eine
beſchränkte Zahl Teilnehmer zugelaſſen werden, wolle ſich jeder
Jntereſſent baldigſt mit einer Karte verſehen.

Die Gewerbegerichtsbeiſitzer halten ihre nächſte Monatsſitzung
am Mittwoch, den 21. Auguſt bei Streicher ab.

O ienstags Konzert im Volkspark findet morgen,r 26 Anzuſt, als Paul Linke-Abend ſtatt.
Kapellmeiſter Engelmann hat ein ſehr reichhaltiges Programm
zuſammengeſtellt, und wird die Arbeiterſchaft erſucht, dieſes letzte
Konzert zahlreich zu beſuchen. Bei günſtigem Wetter findet das
Konzert im Garten ſtatt. Zu gunſten der Lichtbildervorträge, die
vom Bildungsausſchuß drei Wochen hintereinander Dienstags
ſtattfinden, werden die Konzerte eingeſtellt. Am Freitag, den
30. Auguſt, findet im Garten noch ein großer Liederabend, aus-
geführt vom Arbeiter Sängerchor ſtatt, worauf wir ſchon heute
hinweiſen wollen.

Vom großen Magen der Kirche. Die Nachfolger des Naza
reners, ob geſcheitelt oder geſchoren, haben für den ſo „ver
haßten“ Mammon eine beſondere Vorliebe. Nicht nur, daß ſie
ſelbſt mit irdiſchen Gütern reichlich bedacht ſind, ſtreben ſie
außerdem danach, den Kirchenkaſſen fortgeſetzt aus den Steuern
der Gläubigen Einnahmen zuzuführen. Vernünftigerweiſe
hat ſich ein Teil der Menſchheit durch den Austritt aus der

Landeskirche Fyhlen der ern befreityr Abertdie 4uſite r hr ann es nicht unterlaſſen, auch bei
den Abtritnmnigen zu verſuchen, ein Scherflein zu erwiſchen.
Uns wird ein Fall mitgeteilt, wo einem Manne, der ſchon 1900
der Kirche den Rücken gekehrt hat, ſchon zum zweiten Male
Kirchenſteuern abgeholt wurden. Jm Auguſt 1911 wurden die
Kirchenſteuern zu Unrecht von dem Abtrünnigen erhoben. Auf
die ſofortige Reklamation bekam der Mann keinen Beſcheid.
Deshalb ſah er ſich veranlaßt, im Dezember zum zweiten Male
zu reklamieren. Endlich, nach vielen unnützen Scherereien
wurde dem ungeratenen Sohne im März 1912 ſein zu Unrecht
gezahltes Geld wieder zurückerſtattet. Wie erſtaunt war er
aber, als er in der vorigen Woche vernahm, daß die Brüder in
Chriſto noch immer ſein Geld haben wollen, denn dem Un-
gläubigen wurden zum zweiten Male die Steuern zu Un
recht abgenommen.
Dieſer Vorgang ſpricht für ſich ſelbſt. Wir können die Buch

führung der Kirchengemeinde nicht, meinen aber, wenn man
genau Obacht geben würde, dann könnte ſo etwas nicht zum
zweiten Male bei ein und derſelben Perſon vorkommen. Wenn
auch irren menſchlich iſt, ſo hat ein ſo beläſtigter ungläubiger
Thomas nicht immer das rechte Verſtändnis für das „Jrren“
der Kirchenkaſſenbeamten. Sind etwa die treuen äflein
nicht mehr opferwillig genug, daß man das Geld der Vöcke
haben will? Dieſe chriſtliche Beſcheidenheit ſollte doch jedem
die Augen öffnen, damit die Reihen derjenigen immer ſtärker
werden, die auf den „Troſt“ verzichten.

Der außerordentliche Provinzial-Landtag, der am 25. Aug.
in Halle im Sitzungsſaale der Landwirtſchaftskammer tagt,
hat nun doch noch ein klein wenig mehr zu tun bekommen, als
Gelder für den Kaiſerbeſuch zu bewilligen,
was anfangs ſeine einzige Aufgabe war. Der „Landtag“ wirdſich neben der Vornahme einiger Wahlen mit der Ausgeſtaltemg

der neuen Landes-Erziehungsanſtalt für ſchulentlaſſene männ-
liche Fürſorgezöglinge in Burg b. Magdeburg zu befaſſen
haben. Die Tagung wird vorausſichtlich nur zwei Tage in
Anſpruch nehmen.

Der Rückgang der Meldungen für den Lehrerberuf macht
der Halleſchen Zeitung ſchwere Kopfſchmerzen. Sie läßt nach-
folgenden tiefgefühlten Klageruf los:
„Eine ſehr bemerkenswerte Erſcheinung hat man in der
jüngſten Zeit bei den Aufnahmeprüfungen für die Präparanden-
anſtalten beobachten können. Die Zahl der Bewerber
für den Lehrerberufhat ſich ſtark vermindert,
an verſchiedenen Anſtalten iſt ſie ganz bedeutend zurückge-
gangen. Das iſt um ſo mehr zu verwundern, als noch vor
wenigen Jahren der Zudrang ſehr groß war. Auch im Kultus
miniſterium ſchenkt man dieſer ſehr auffälligen Entwicklung
der Dinge die größte Beachtung. Der Kultusminiſter hat die
Direktoren der Lehrerſeminare zum Bericht über dieſe Ange-
legenheit r ordert; er wünſcht die Urſachen dieſes Zurück-
gehens der Zahl der Bewerber für die Lehrerlaufbahn zu er-
fahren, offenbar deshalb, um rechtzeitig Maßnahmen gegen
dieſe auffallende Erſcheinung ins Auge zu faſſen. Man kann
ſich des ſchnellen Eingreifens der Unterrichtsverwaltung nur
freuen. Denn eine weitere Abnahme der Zahl derer, die ſich
dem Lehrerberuf widmen wollen, würde jedenfalls manche
andere bedenkliche Erſcheinungen im Gefolge haben.“

Lir können der Halleſchen und ihrem Kultusminiſter ſchon
bevor die Unterſuchung begonnen hat, ein Mittel angeben, durch
das zahlreiche intelligente Perſonen zum Lehreramt heran-
gezogen werden. Vor allem behandele man die Lehrer nicht
mehr als willenloſe Werkzeuge zur Heranbildung
allergetreueſter gottesfürchtiger Untertanen des Klaſſenſtaates.
Man achte die Lehrer als freie Staatsbürger und ſelbſtändige
Jugendbildner, dann werden ſich bei anſtändiger Bezahlung
genügend tüchtige Leute finden.

Ertappte Wilderer. Am Freitag faßten Nietleber Jäger
am Gelände der Kohlenbahn unweit des Kröllwitz-Nietleber
Weges zwei polniſche Arbeiter vom Stadtgut Gimritz beim
Wildern ab. Die Polen taten ſo, als ob ſie Blumen ſuchten,
und dabei wurde unter ihren Röcken ein erbeuteter Haſe und
cin Faſan bemerkt. Schon vorigen Sonntag wurden in der
Gegend vier Leute beim Wildern beobachtet. Schlingen und
Gewehre wurden nicht gefunden, es iſt aber nicht ausgeſchloſſen,
daß derartige Werkzeuge unter den noch ſtehenden Getreide-
mandeln verſteckt liegen. Die beiden Wilderer wurden zur
näheren Unterſuchung nach Halle befördert.

Von der Straße. Ein Straßenkehrer verprügelte in der
Gr. Klausſtraße ſeine Frau, wodurch ein größerer Auflauf
entſtand. Eine Frau kam geſtern beim Abſpringen von einem
in Fahrt befindlichen Motorwagen auf dem Markt zu Fall,
ohne ſich jedoch zu verletzen. Ein Heizer, der mit einer
Piſtole in ſeinem an der Johanneskirche belegenen Schreber-
garten nach Sperlingen ſchoß, traf einen Arbeiter und verletzte
ihn am Unterſchenkel. Eine Schlägerei entſtand geſtern abend
auf der Alten Promenade zwiſchen einem Kaufmann und einem
Schmied, wobei erſterer erheblich verletzt und nach der Klinik
gebracht werden mußte. Eine alte Frau wurde in der Geiſt-
ſtraße von einem Radfahrer umgefahren, wobei ſie einen Ober
ſchenkelbruch erlitt. Nach einer Zeugenausſage ſoll dem Radler
keine Schuld treffen. Von einem unerkannt entkommenen
Poſtbeamten wurde in der Triftſtraße eine Frau mit dem Rade
umgefahren, wobei ſie erheblich verletzt wurde. Die Schuld ſoll
den Beamten treffen. Ein Arbeiter wurde in der Berliner
Straße von einem Fleiſcherwagen überfahren und mußte, da
er Verletzungen an Bruſt und Beinen erlitten hatte, der Klinik
zugeführt werden.

Diebſtähle. Ein Diebſtahl wurde geſtern nachmittag in
einem Geſchäft in der Burgſtraße verübt, bei welchem dem noch
unbekannten Täter 6 Mark bares Geld in die Hände fiel. Von
einem ſüdlich des Galgenberges gelegenen Kartoffelacker wurde
ein halber Zentner Kartoffeln von einem noch unermittelten
Täter geſtohlen. Einer Frau wurde auf dem Wochenmarkte
eine Börſe mit 3 Mk. Jnhalt von einem noch unermittelten
Täter geſtohlen.

Ein Meſſerheld. Zwiſchen zwei Arbeitern entſtand heute
vormittag in der Merſeburger Straße ein Wortwechſel, wobei
der eine ein Meſſer zog und ſeinen Gegner derartig ſchwer
verletzte, daß der Verwundete in die Klinik gebracht werden
mußte. Der Meſſerheld wurde von zwei Polizeibeamten feſt-
genommen.

Ein Klemmer iſt im Saale des Volksparkes am Sonntag
abend gefunden worden. Er iſt im Volkspark- Kontor abzuholen.

Könnern. Zum 900 jährigen Beſtehen. Die Stadt
Könnern blickt in dieſem Jahre auf ein 900jähriges Beſtehen
zurück. Da die Stadtverwaltung von einer offiziellen Feier
Abſtand genommen hat, wird das geſchichtliche Ereignis in aller
Stille an der Einwohnerſchaft vorübergehen. Wir wollen des-
halb verſuchen, unſern Leſern in einigen Aufſätzen die Geſchichte
der Stadt in kurzen Zügen vor Augen zu führen. Die Ent-
ſtehung der Stadt iſt zwar in tiefes Dunkel gehüllt, da jede Auf-
zeichnung fehlt; ſie kann deshalb nur auf Vermutung beruhen.
Nach den geſchichtlichen Ueberlieferungen gab es in den erſten
Jahrhunderten unſerer heutigen Zeitrechnung noch keine ſeß-
haften Menſchen. Jhr Nahrungszweig beſtand nur aus Vieh-
zucht. Hatten die Viehherden einen Länderſtrich abgegraſt, ging
es weiter, und ſo ſehen wir, daß ſich von Oſten her ein unauf-
hörlicher Menſchenſtrom über das heutige Europa ergoß.
Handelte es ſich um einen Länderſtrich, der den Viehherden
reichlich Nahrung bot, ſo mußte dieſer erſt erkämpft werden,
denn die jeweiligen Jnſaſſen ließen ſich nicht ſo leicht ver-
drängen. Ein ſolches fruchtbares Gebiet iſt der Länderſtrich
zwiſchen Saale und Elbe zweifellos ſchon früher geweſen, es
müſſen alſo hier zwiſchen den wandernden Völkerſtämmen
ſchwere Kämpfe ſtattgefunden haben. Gleichzeitig muß aber
die Menſchheit auch hier am erſten ſeßhaft geworden ſein. Um
ſich den Beſitz nicht wieder ſtreitig machen zu laſſen, wurden
Burgen gebaut, von denen aus das umliegende Land beherrſcht

wurde. Wie an der ganzen Saale entlang hat auch an Stelle
des Zentigen Könnern eine Burg geſtanden, die dieſem Zweck
diente. Dieſe Burg ſoll der Kaiſer Henricius II. im Anfang
des 11. Jahrhunderts dem Erzſtift Magdeburg geſchenkt haben.
Das erſte geſchichtliche Dokument ſtammt aus dem Jahre
1012. Der Magdeburger Domprobſt Waltbardi Cörber war
im Sommer dieſes Jahres in Halle geſtorben. Bei der Ueber
führung der Leiche nach Magdeburg hat die Trauergeſellſchaft
auch in der erſ Conixri übernachtet. Woher der Name
ſtammt, iſt zweifel aft, wahrſcheinlich iſt er aus dem Polniſchen
übertragen. Daß dieſe Burg damals noch allein ſtand, iſt nicht
anzunehmen, vielmehr liegt die Vermutung nahe, daß zu jener
g bereits eine Anzahl Hütten um dieſelbe herum lagen.

ahrſcheinlich iſt auch zu jener Zeit der Ort mit Mauer und
Graben umgeben worden, um den anſtürmenden Feinden ein
Halt zu bieten. Die Burginſaſſen mögen ihren Namen von
der Burg abgeleitet haben, denn im 12. und 13. Jahrhunderthat auf der Burg ein Geſchlecht von Conre geherrſcht,

Im 12. Jahrhundert ſpielte auch der Magdeburger Erzbiſchof
Wichmann hier eine Rolle. Er ließ ſich auf dem heutigen Neu-
markt eine Burg bauen, wo er auch im Jahre 11092 geſtorben iſt.
Er ſoll ein ſehr kriegeriſcher Mann geweſen ſein. Er war alſo
ein Freund von Sengen, Rauben und Morden, was ja zu ſeinem
Berufe als Erzprieſter ſehr gut paßte. Jn dem darauffolgen-
den Jahrhundert iſt Könnern verſchiedentlich verpfändet ge-
weſen. Die damaligen „Landesvwäter“ waren infolge ihrer
wüſten Lebensweiſe dauernd in Geldverlegenheit und ſo kam es
öfter vor, daß ſie ein Stück Land verpfändeten, um das dafür
erhaltene Geld mit Maitreſſen und im wüſten Spiel zu ver-
praſſen. Das arme Volk war dabei natürlich immer der Leid-
tragende, und was die Fürſten nicht an Steuern heraus-
preßten, raubten die Ritter den Bauern und Handelsleuten mit
Gewalt. Die Stadt, wenn man den Ort ſo nennen darf, mag um
jene Zeit einen traurigen Anblick gewährt haben. denn die
Häuſer waren ausſchließlich mit Stroh gedeckte Lehmhütten.
Die Gaſſen waren eng, winklig und ungepflaſtert. Dazu kam
noch, daß jeder ſeinen Dünger und Abfall vor dem Hauſe
lagerte. Bei Regenzeiten mag ein ſolcher Ort eine einzige
große Miſt- und Jauchegrube geweſen ſein. Die Umgegend der
Stadt bot zu jener Zeit auch ein ganz anderes Bild. Zum er
heblichen Teil ſind die heutigen Fluren mit Wald beſtanden
geweſen, niedriger gelegene Stellen mögen undurchdringliche
Sümpfe geweſen ſein. Doch Not und Erwerbsſinn brachten es
nach und nach mit ſich, daß der Boden immer mehr urbar ge
macht und der Kultur zugeführt wurde.
„Bruckdorf. Die Gemeindevertreter wählten in
ihrer letzten geheimen Sitzung den bisherigen Gemeindevor-
ſteher wieder. Zum Shöffen wurde Herr Große gewählt. Jn
die Einkommenſteuerabſchätzungskommiſſion wurden gewählt:
Fehſe, Bennemann und Petermann, als Stellvertreter: Holz-
kämpfer, Schaaf und Strake. Die Kündigung des Nacht-
wächters wurde vorläufig zurückgezogen. Da ſein Vergehen nur
geringfügig war, ſoll der Landrat erſucht werden, Rückſicht auf
den Mann zu nehmen und ihm eventuell nur einen Verweis
zu erteilen.

Aus der Provinz.
Prügel für die Wahrheit.

Was zu erwarten war, iſt eingetroffen. Für den von uns
gebührend gewürdigten Abdruck des Notſchreis des am
Hungertuche nagenden Patrioten bekommt das Eisleber Tage-
blatt von den Agrariern ſeine Prügel. Natürlich wird die
Teuerung auf die Dürre und die angebliche Mißernte des
Vorjahres zurückgeführt. Es ſoll heute nicht unſere Aufgabe
ſein, das beliebte Agrarier-Steckenpferd näher zu betrachten,
ſondern dem Notſchrei, der Aufrechnung des hungernden Patrio-
ten im Tageblatt wollen wir einige Zeilen widmen. Eins
müſſen wir gleich im voraus ſagen: beſcheiden wie es von
einem wahren Patrioten verlangt wird iſt der Mann. Für
die Wohnung hat er nämlich 180 Mark in Anrechnung gebracht.
Da er ſein Monatseinkommen auf 100 Mark beziffert, ſo gibt
er für Miete annähernd den ſechſten Teil ſeines Einkommens
aus. Man darf aber nicht etwa denken, daß ihn der Standes-
dünkel zu dieſer hohen Ausgabe zwingt. Neinl! Die hohen
Mietpreiſe, deren ſich die Eisleber Bevölkerung erfreut,
zwingen den Mann zu der hohen Ausgabe. Dabei iſt eine
Wohnung für 180 Mark jährlich nicht etwa was feines. Trotz
des niedrigen Einkommens ſorgt der Hungerleider für eine
„ſtandesgemäße“ SSchulbildung. Für Schulgeld muß er monat-
lich 4 Mark ausgeben. Der Betrag macht gerade die Summe
aus, die an Schulgeld für den Beſuch der Mittelſchule zu zahlen
iſt. Man bedenke: zu Hauſe Schmalhans Küchenmeiſter, und
das Kind muß vielleicht mit knurrendem Magen in der Mittel-
ſchule ſitzen. Die Beſcheidenheit, die den Patrioten ſonſt ziert,
hat ihn in dieſem Punkte verlaſſen. 4,50 Mark berechnet der
Einſender für Zeitungen und die „unumgänglichen Vereins-
beiträge“. Gemeint iſt damit der Beitrag zum Krieger- oder
ſonſt einem Klimbimverein, es ſind natürlich „keine Ver-
gnügungsvereinsbeiträge, denn dieſe wird ſich ein denkender
Familienvater nicht leiſten.“ Da der hungrige und grollende
Patriot nicht an Vergnügungsſucht leidet, braucht er monatlich
nur 6 Mark Taſchengeld, ſeine Frau gar nur zwei Meter. Dem
Manne iſt der Betrag aber zu gering, denn er ſetzt in ſeiner
Aufrechnung mit einem Stoßſeufzer hinzu: „Sehr knapp be-
meſſen.“ Uns will das glaubhaft erſcheinen. Als guter Patriot,
als veichs. reuer, nicht vergnügungsſüchtiger Mann muß er
doch zu den Kriegervereinsfeſtlichkeiten gehen. Daß die Ent-
haltſamkeit ein Gebot der ſchlechten Lebenslage iſt, erſcheint be
greiflich. Neidiſch wird der Kamerad die Vereinsbrüder be-
trachten, die in echt teutſcher Art ſich am Bierbüfett betätigen.
Den ſchönen Traum, daß nun die Hausfrauen durch gemein-
ſames Vorgehen den Kampf gegen die unerträglich Teuerung
aufnehmen ſollen, zerſtört der zweite Einſender recht grauſam
mit der Bemerkung, daß es doch nichts nütze. So werden wir
es denn erleben müſſen, daß der hungrige Patriot ſeine Schlaf-
mütze tiefer über die Ohren zieht, ſeinen Groll erſtickend, mit
der Fauſt in der Taſche auf der Ofenbank ſeine Lebenstage be-
enden wird. Aber Patriot, reichstreu nach außen hin wird er
bleiben. Mansfelder „Tapferkeit“!

Merſeburg. Aerzt beim Oberverſicherungsamt.
Als ärztliche Sachverſtändige beim Oberverſicherungsamt für
den Regierungsbezirk Merſeburg ſind gewählt worden die
Aerzte: Medizinalrat Dr. Janſſen, Medizinalrat Dr. Stein-
kopſff, Dr. Brohmann und Dr. Weinreich.

Schkeuditz Aus der Partei. Jn der letzten Mitglieder-
werſammlung des Diſtrikts wurde zunächſt bekanntgegeben, daß
28 männliche und drei weibliche Mitglieder gewonnen worden
ſind. Den Bericht vom Kreistage erſtattete Genoſſe Sämiſch.
Die Verſammlung war in allen Punkten mit den vom Refe-
renten gemachten Ausführungen einverſtanden. In den Kreis-
vorſtand wurden gewählt: C. Müller 1., Max Schulze 2. Vor
ſitzender, M. Wille 1., G. Bär 2. Kaſſierer, L. Petzold 1., A.
Sämiſch 2. Schriftführer. Als Beiſitzer Oelsner, J. Galle,
Rohde. Jn den Bildungsausſchuß wurden gewählt C. Müller
junior, Schaaf, J. Galle, G. Schwarze und Frau Hübler. Gegen
ſeinen Ausſchluß hatte ſich der Metallarbeiter Schatz gewendet
und muß ſich deshalb das Schiedsgericht mit der Angelegenheit
befaſſen. Gewählt wurden die Genoſſen Rösler, Oelsner,
Sämiſch. Unter Verſchiedenem wurde zu recht zahlreicher Be
teiligung am diesjährigen Gewerkſchaftsfeſt aufgefordert. Der
Ueberſchuß von der Maifeier im Betrage von 61,65 Mk. wurde
dem Bildungsausſchuß überwieſen.

Modelwitz. Ein Förſter von Wilderern ange-
ſchoſſen. Am Freitag abend zwiſchen 7 und 8 Uhr iſt auf
Modelwitzer Flur der Fortaufſeher Jahn von einem Wilddieb
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angeſchoſſen und nicht unerheblich verletzt worden. Der
ging am reitag abend kurz vor 8 Uhr roh auf einen Revier-
gang euditzer Gr Vor einer großen Lache gewahrteer plötzlich zwei mit Gewehren be 9 Ert wa Wilderer.konnte in der die beiden Perſonen nicht erkennen.
Der eine von ihnen legte ſofort auf Jahn, der un r 20Meter von ihm entfernt ſtand, an. Der Förſter ſetzte F ofort
zur Wehr, konnte dem Wilderer aber nicht zuvorkommen, der
zuerſt ſchoß und Jahn in den Unterleib traf. Jahn gab dann
auch einen Schuß ab. Gleich darauf traf ihn aber eine Kugel
des anderen Wilderers in die Bruſt. Dieſer r hätte Jahnſicher getötet, wenn er nicht durch einen Feldſtecher, den der
Förſter trug, abgeſchwächt worden wäre. Jahn gab dann noch
auf den enden Wilderer zwei Schüſſe ab, und zwar mit
Schrot und Kugel, ohne ihn jedoch ernſtlich zu verletzen. Der
ſchwer verleßte Förſter ſchleppte ſich nun nach dem nahen
Rittergut. Am folgenden Morgen nahmen Beamte mit Polizei-
hunden die Spur der Wilderer auf. Die ärztliche Unterſuchung
ergab bei Jahn einen Schuß in den Unterleib, Verletzungen an
der Bruſt, den Oberſchenkeln und am rechten Arm. Es wur-
den 18. Schrotkörner gezählt. Der Förſter iſt verheiratet und
Vater eines Kindes. Man vermutet, daß ein Racheakt vorliegt.
Modelwitz iſt ein von Wilderern gern aufgeſuchtes Revier.

Eisleben. Das Urteil aufgehoben. Erſt heute erhalten wir
einen Bericht über ein Urteil, das die Gisleber Strafkammer
in der vergangenen Woche gefällt hat. Angeklagt war der Ge
noſſe W ag ner, Redakteur der Bergarbeiterzeitung. Jn einem
Artikel: Mansfelder Beamtenwirtſchaft ſoll W. angeblich den
Steiger Krone in Helbra öffentlich beleidigt haben. Das Eis-
leber Schöffengericht hat am 5. Auguſt W. von der Beleidigung
freigoſprochen und die Koſten des Verfahrens dem Kläger auf
erlegt. Krone legte gegen das Urteil Berufung ein und hatte
die Genugtuung, daß der Redakteur Wagner zu 200 Mk. Geld-
ſtrafe verurteilt wurde.

Eilenburg. Sozialdemokratiſcher Verein. Jn
der Wahlvereinsverſammlung am 17. Auguſt im Tivoli er-
ſtattete der Genoſſe Thielemann den Bericht vom Kreistage.
Wie auf dem Kreistage, ſo nahm auch bei der Berichterſtattung
die Zeitungsangelegenheit in Eilenburg einen großen Raum
ein. Genoſſe Thielemann iſt auch der Anſicht, daß in Eilen-
burg zunächſt für das Volksblatt agitiert werden ſoll, doch
ſcheinen ihm die Aeußerungen des Genoſſen Kasparek auf dem
Kreistage nicht beſonders wirkungsvoll zu ſein, den Leſerkreis
des Volksblattes zu erweitern. Die Genoſſen Plath und
Schimansky verteidigten den Genoſſen Kasparek. Genoſſe
Raute iſt auch der Meinung, daß in allererſter Linie in Eilen-
burg das Halleſche Volksblatt geleſen werden muß, doch ſei
Genoſſe Kasparek mit ſeinen Ausführungen entſchieden zu
weit gegangen und nur der Umſtand, daß Genoſſe Kasvarek
der letzte Redner geweſen ſei, habe eine Antwort der Eilen-
burger Genoſſen verhindert. Viele Verſammlungsteilnehmer
erklärten, daß ſie nur deshalb die Volkszeitung leſen, weil ſie
einen Tag früher in die Hände der Leſer gelange. Genoſſe
Quitzſch gibt bekannt, daß der Verlag bereit iſt, das Volks-
blatt abends mit dem Zuge, der 7.26 Uhr in Eilenburg an-
kommt, zuzuſtellen. Die Verſammlungsteilnehmer waren ein-
ſtimmig der Anſicht, daß damit den Eilenburger Abonnenten
wenig gedient wäre. Es ſei unmöglich, dann alle Zeitungen
abends noch zu verbreiten, da die Entfernung vom Bahnhof bis
Berg und Külzſchau zu groß ſei und da ferner den Arbeitern
nur die Abendſtunden zum Leſen übrig bleiben, ſo würde der
Zuſtand nicht geändert. Von ſeiten des Vorſtandes ſolle noch-
mals an die Leitung des Volksblattes herangetreten werden,
um eine frühere Zuſtellung zu bewerkſtelligen. Gen. Quitzſch
berichtete ferner über den Erfolg der Zeitungsagitation und
forderte zur regen Weiterarbeit auf. Hauptfächlich müſſen ſich
die Gewerkſchaften daran gewöhnen, ihre Veranſtaltungen auch
in der Parteipreſſe zu veröffentlichen, damit die Mitglieder
nicht indirekt gezwungen werden, ein bürgerliches Blatt zu
leſen.

Anmerkung: Wenn die Eilenburger Genoſſen in ſo
merkwürdiger, teilweiſe ſogar den Tatſachen widerſprechender
Weiſe unterrichtet worden find, dann iſt es kein Wunder, daß
die Sympathien für das Volksblatt ſo geringe ſind. Gegen
die mir gemachte Unterſtellung, daß ich die Sperrung der Be-
richterftattung an das Leipziger Parteiblatt gefordert hätte,
muß ich entſchieden Verwahrung einlegen, da es mir gar nicht
eingefallen iſt, eine ſolche Forderung zu erheben. Jch habe
nur die eigentümliche Art der Bevorzugung der in Frage
kommenden preußiſchen Orte durch die Redaktion der Volks
zeitung kurz gekennzeichnet und betont, daß das Volksblatt
aus Rückſicht auf die übrigen ſechs Kreiſe ſolches nicht mit-
machen könne. Was die letzte Bemerkung des Genoſſen Raute
anlangt, erwidere ich, daß die Eilenburger Delegierten in per
ſönlichen Bemerkungen meine angeblich zu weit gegriffenen
Behauptungen hätten widerlegen können. Da der Verlag den
Wünſchen der Eilenburger Genoſſen nach Möglichkeit Rech-
nung zu tragen verſuchen wird, iſt für mich die Angelegenheit

erledigt. G. Kasparek.Wolfen. Achtung, Leſer! Verſchiedene Umſtände be
dingten einen Expedientenwechſel für das Volksblatt und die
Volksbuchhandlung. Die Parteigenoſſen, die von irgendjemand
hören, daß das Vokksblatt oder auch Schriften nicht mehr an
bisherige Bezieher geliefert werden, werden gebeten, dies ſofort
dem Genoſſen Steuer, Wolfen, Luiſenſtraße 3, zu melden, damit
eine Zuſtellung wieder erfolgen kann.

Wittenberg. Gewerbegericht. Einem Bäckergeſellen
war bei Auflöfung des Irhateperbaltuiſee ein halber Wochen
lohn in e von 4,50 Mark für angeblich ſchlecht ausgeführte
Arbeit abgezogen worden. Bei der Verhandlung ließ ſich der
Meiſter zur Zahlung von 3,50 Mark herbei, womit ſich der
Kläger einwerſtanden erklärte. Keinen Erfolg mit ihrer Klage
hatte eine etwas zänkiſch veranlagte Arbeiterin, die dieſer Un-
ſitte am Arbeitsplatz in betriebsftörender Weiſe huldigte. Da
ſie auf eine Verwarnung hin ſich nicht ruhig verhielt, wurde ſie
ohne Kündigung enlaſſen. Jhre gegenteilige Behauptung konnte
ſie nicht beweiſen, und ſo wurde ſie abgewieſen und muß auch
die Terminskoſten mit 1,50 Mk. bezahlen.

Die Parteiverſammlung findet am Mittwoch.
den 21. Auguſt, bei Freudenberg ſtatt. Da eine überaus wich-
tige Tagesordm zu erledigen iſt, wird das Erſcheinen aller
Genoſfinnen und Genoſſen erwartet.

Eine „Berichtigung“. unſerer NotiArbeiter in Deſtillen verkehren“ ſendet uns der Jn
betreffenden Lokals ein Schreiben, in dem er behauptet, die
Notiz entkhalte Lügen, deren Widerruf er verlangt. Der Wirt
geht aber auf den ſtattgefundenen Exzeß, den er ja nicht leugnen
kann, in keiner Weiſe ein, ſondern erklärt J erſten
Urſachen des Streites, die aber bei unſerer Veröffentlichung
ganz außer Betracht kommen. Der Zweck der Notiz war ledig
lich, die ſchwere Beſtrafung Mülows der hieſigen Arbeiterſchaft
als warnendes Beiſpiel vorzuführen und ſie aufzufordern, ihre
Lokale zu beſuchen und bei der Verbeſſerung der traurigen Lageder Arbeitertlaſſe mitzuwirken.

Abgebrochener Streik. Der Streik der re bei
der Firma A. Wetzig, Maſchinenfabrik für Mühlenbau in Witten
berg, iſt nach 14tägiger Dauer ergebnislos aufgehoben worden.

„Wenn

Die Firma e nach Ausbruch des Streiks alle Hebel in Be
wegung geſetzt, um Jn der Nachtvom ntag zum Dienstag voriger Woche kam ein Transport
dieſer nützlichen Elemente in Wittenberg an. Um zu vermeiden,
daß die angeworbenen Arbeitswilligen nicht etwa mit den
Streikenden zuſammenkamen, wurden die Unternehmerlieblingemit einem Automobil vom Bahnhof abgeholt und in der Fabrik
einquartiert. Die Hintze- und Kazmarekgarde hätte den Erfolg
des Streikes keineswegs in Frage geſtellt. Jm Gegenteil, die
Streikenden waren garnicht böſe darüber, daß die Firma Wetzig
einmal a geneg lernte, We teien die s 7
linge Unter gewöhnlichen Umſtänden en weder Herr
Pape noch Herr Wetzig jr. dieſe Geſellſchaft ſo liebenswürdig empf v es iſt. Die Arbeit, welche die Ar
beitswilligen ür die Firma gar keinen Wert.e eDie Ferengehbken ken pütten die Streikenden alſo nicht zu

mit der Begründung entlaſſen, daß a des Schlo

er des

Kirchten brauchen V Firma ha b auch vom erſten Tage
des Streiks an verſucht, einen Teil der Streikenden zur Rückkehr
r Arbeit zu en. Leider iſt es der Firng gelungen, die

eihen der Streikenden zu ſchwächen. Nach kaum achttägigem
Ausſtande waren ſchon einige der Streikenden ſchwankend ge
worden. Als gar die auswärtigen Arbeitswilligen kamen, fielen
die erſten der Streikenden um und in wenigen Tagen nahmen
zwölf Mann von den ausſtändigen Arbeitern die Arbeit wieder
auf. b war an einen Erfolg nicht mehr zu denken. Die
Streikenden haben in Erkenntnis der unangenehmen Tatſache ein
ſtimmig für Aufhebung des Streiks geſtimmt. Beſonders hervor
gehoben muß aber werden, daß gerade die Stürmer und Dränger
die Leute, denen es nicht ſchnell und ſcharf genng aing, die be
der Aufſtellung der Forderungen den Mund nicht weit genug
ſenden konnten, die erſten waren, die ihre Kollegen im Stiche
ließen. Der Schloſſer Pohle hat ſich bei der Bearbeitung der
Kollegen, Streikbruch zu verüben, ganz Jerperrete betätigt.
Die Firma hat bei Beendigung des Streiks eine weh Former

n e dieAufträge zurückgegangen ſind und demzufolge Arbeitsmangel vorhanden ſel St Maßnahme der Firma iſt zweifellos en recht
kleinlicher Racheakt. Der Firma war bekannt geworden daß die
Former nicht gewillt waren, mit der Hintze- oder Kazmarek-

lonne in einem Betriebe zu arbeiten. Um nun ihr Mütchen
zu kühlen, entläßt die Firma unter der Vorgabe, es ſei Arbeits
mangel, eine Anzahl Former, die zum Teil ſchon jahrelang bei ihr
beſchäftigt geweſen ſind. Die Firma konnte ihren kleinlichen Racheakt
um ſo leichter durchführen, weil ſie der ihr treu ergebenen Hirſch-
Dunckerſchen Gewerkvereinsmitglieder ſicher war. Nach den Er-
fahrungen, die die Metallarbeiter in Wittenberg mit den Hirſchen
wiederholt gemacht haben, liegt ſogar die Vermutung ſehr nahe, daß die
Entlaſſung auf ihr Betreiben erfolgt iſt. Für die Wittenberger Metall
arbeiter war der Kampf eine gute Lehre. Er hat gezeigt, wieviel
Aufklärungsarbeit noch zu leiſten iſt und hat Klarheit geſchaffen,
wo die Verräter der Arbeiter zu finden ſind. Die Loyalität der
Firma A. Wehig hat ſich bei dem Kampfe gleichfalls recht deutlich
gezeigt. Ob der Firma ihr „Sieg“ beſondere Freude bereitet,
wagen die Streikenden ſehr ſtark zu bezweifeln. Der Reſt der
ſtreikenden Schloſſer hat in dein Bewußtſein den Kampf abge
brochen, ſeine volle Schuldigkeit getan zu haben.

An die Metallarbeiter Wittenbergs richten wir die Mahnung,
erlahmt nicht in der Agitation für eure Gewerkſchaft.

Dommitzſch. Aus dem Stadtparlament. Vor Ein
tritt in die Tagesordnung beſchwert ſich Genoſſe Bäni ſch
darüber, daß der Antrag auf Einführung der freien Aerztewahl
nicht auf der Tagesordnung ſtehe, trotzdem er doch ſchon in der
vorigen Sitzung eingereicht ſei. Bürgermeiſter Klatte erwidert,
daß der Antrag bei der Aerztekammer eingereicht ſei, von der
die Antwort noch nicht angekommen wäre. Von der ſtattge-
fundenen Kaſſenreviſion wird Kenntnis genommen. Es iſt alles
in Ordnung befunden worden. Der Monatsbericht des Stadt-
förſters lag ebenfalls zur Kenntnisnahme vor. Der Mühlen-
beſitzer Paul Schlobach hat die Stadt verklagt. Für erlittenen
Schaden durch einen Gewitterregen will Sch. 141 Mk. haben.
Die Haftvpflichtverſicherung Wilhelma, ſowie die Stadt, haben
die Zahlung des Betrages abgelehnt. Das Ortserntefeſt ſoll
am 15. September ſtattfinden. Genoſſe Bäniſch beantragt, zu
unterſuchen, ob die Stadt verpflichtet iſt, für religiöſe Hand-
lungen, wie ſie beim Erntefeſte mit ſtattfinden, 18 Mk. in die
Kirchenkaſſe zu bezahlen. Entwurf des Architekten
Günther aus Leipzig für die neue Leichenhalle wurde nach
längerer Debatte angenommen. Die Baukoſten betragen 6800
Mark. Sie ſollen dem Fonds des Kirchhofes entnommen wer-
den. Die Haftpflichtverficherung der Gasanſtalt wird erneuert.
Der Zinsfuß für Hypotheken auf Grundſtücke wird auf 4 Proz.
feſtgeſetzt.

Ortrand. Teutſches Gauturnfeſt. Kürzlich fand hier
das Gauturnfeſt des Niederlauſitzer Elſtergaues ſtatt. Wir
würden den Rümmel ohne weiteres als geſchehen betrachten,
wenn nicht von gewiſſer Stelle derartige Feſte zu patriotiſchen
Feſten“ geſtempelt werden. Es müſſen da bei den üblichen Feſt
reden „nationgale“ endpflege, Militarismus und wie die
ſchönen Ausdrücke alle heißen, herhalten. Einen ſchlechten Dienſt
erweiſt man aber der nationalen Sache, wenn man den Lebens-
lauf des Vorkämpfers der Turnerei, Jahn, zitiert, der bekannt-
lich ſeine Tätigkeit gegen die damgalige Reaktion im Gefängnis
büßen mußte. Heute wird er als lTeuchtendes Vorbild hinge-
ſtellt, dem alle nacheifern ſollen. Wenn das ernſtlich getan
würde, dann könnte es paſſieren, daß alle Gefängniſſe überfüllt
wären. Und da liegt ja der Kern der Sache. Wie hat ſich die
„teutſche“ Turnerſchaft gewandelt. Sie kämpft nicht mehr
gegen die Reaktion, ſondern Arm in Arm mit der Reaktion. Ja,
ja, ſo ändern ſich die Zeiten. Daß die Turnerei eine gute Sache
iſt, beſtreiten wir nicht, aber das Turnen hat mit dem üblichen
patriotiſchen Klimbim nicht das geringſte zu tun. Zu bedauern
iſt hierbei, daß ſich noch viele Arbeiter unter der teutſchen
Turnerſchaft befinden, und ſich ſomit in den Dienſt der Reaktion
ſtellen. Es muß deshalb allen Arbeitern zugerufen werden:
meidet die teutſchen Turnvereine, ihr werdet ſonſt zum Gegner
eurer Klaſſengenoſſen, denn wer ſich in den Dienſt der Reaktion
ſtellt, iſt gegen uns.

Allerlei.
Mord im Vorortzug.

Am Sonnabend ſind in dem Berliner Vorortzug zwiſchen
Nauen und Finkenkrug drei Frauen von einem anſcheinend
Geiſtesgeſtörten ſchwer verletzt worden. Eines der Opfer des
Attentäters ſoll bereits tot ſein. Der Täter flüchtete und hat
man bisher ſeine Spur noch nicht gefunden.

Hurra!
Es wird berichtet, daß vom 25. Regierungsjubiläum des

Kaiſers. das iſt vom Juni kommenden Jahres ab, Gold und
Silbermünzen mit einem neuen Bilde des Kaiſers ausgeprägt
werden ſollen. Dabei will man nicht nur das jetzige Alter des
Kaiſers berückſichtigen, das Hals- und Bruſtſtück ſoll auch be
kleidet ſein, vorausſichtlich die Uniform der Gardeküraſſiere
zeigen. Und da gibt's immer noch Unzufriedenel

Der

Pilzvergiftung.
Jn Dobergaſt bei Weißenfels erkrankte die Familie des

Moklkereiverwalters Drewes nach dem Genuß von Pilzen an
Vergiftungserſcheinungen. Der Ehemann und drei Kinder ſind
bereits tot. Die Frau und ein Kind ringen mit dem Tode.
Drewes hatte die Pilze ſelbſt geſucht.

Steuerhinterziehung eines Domkapitels.
Aus Olmütz wird berichtet: Großes Aufſehen erregt eine

Privatklage des ehemaligen Sekretärs des Olmützer Dom-
kavitels Ludwig Cignag. Wie verlautet, hat die Staatsanwalt-
ſchaft die in dieſer Privatklage angeführten Tatſachen zum
Gegenſtand einer Unterſuchung gegen das Domkapitel gemacht,
dem vorgeworfen wird, es habe Steuerhinterziehungen im
großen Stile betrieben. Die weniger angemeldeten Beträge
hätten mindeſtens 800 000 Kronen ausgemacht. Die Fondskaſſe,
in der ſich etwa 400000 Kronen befinden, ſei überhaupt nicht
verſteuert.

Attentat.
Der engliſche Vizekonſul George Anderſon hatte ſich mit ſeinem

Bruder in der Nähe von Baſtia auf die Jagd begeben. Beide be
fanden ſich in lebhaftem Geſpräche, als plößlich ein Schuß krachte
und Anderſon am linken Beine traf. Beide Jäger glaubten, daß
es ſich um einen unerfahrenen Schützen handle und waren nicht
wenig erſtaunt, als kurz darauf ein zweiter Schuß fiel, der Anderſon
diesmal an der Stirn traf, ſodaß er zu Boden ſtürzte. Als ſein
Bruder ſich um ihn bemühte, krachten abermals zwei Schüſſe,
die aber beide ihr Ziel verfehlten. George Anderſon wurde nach
Baſtia gebracht, wo er in einem Hoſpital Unterkunſt fand. Die
zweite el war nahe der Schläfe in die Stirn gedrungen und
konnte entfernt werden. Man iſt der Meinung, daß es ſich hier

um einen Racheakt handelt. Von dem Täter fehlt b
Sput, doch iſt man in Baſtia allgemein der Meinung,
binnem kurzem verhaftet werden kann.

Kronendieb.
Jm Schloſſe von Eu bei Paris wurde ein entlaſſener Diener

auf friſcher Tat ertappt, als er im Begriffe ſtand, zwei goldene
Kronen, darunter die Krone des früheren Kaiſers von Braſilien,
zu ſtehlen, die dem Grafen von Eu gehört. Der Dieb wurde von
dem Prinzen von Orleans feſtgenommen, der ihn der Gen-
darmerie auslieferte. Er war im Beſitz eines Revolvers und
eines langen korſiſchen Meſſers. Der Dieb war bereits dreimal
ins Schloß eingebrochen, um den Diebſtahl auszufikhren.

Ein ſeltſamer Vorgang.
Eclair meldet aus Rom: Großes Aufſehen re es geſtern

in Genua, als ein Kapitän der öſterreichiſchen Marine, der
einen Spaziergang in Genug unternahm, e in Hochrufe

er

t die Türkei und Nieder mit Jtalien ausbrach. Die Paffanten
nahmen ſofort eine feindliche Haltung an und verletzten den
Kapitän mit Fauſthieben und Fußtritten. Die Angelegenheit
hätte für den öſterreichiſchen Marineoffizier einen üblen Aus-
gang angenommen, wenn nicht eine Anzahl Soldaten einge-
fchritten und ihn aus ſeiner Lage befreit hälten. Der Kapitän
wurde r a ger gebracht, wo er in Haft genommen
wurde, da er ſich im Beſitze eines großen Meſſers befand.

Schreckenstat einer Mutter.
Die Hausmeiſterin Thereſe Hammberger in Preßburg hat

ihre drei außerehelichen Kinder ermordet. Man fand die bei-
den zehn- und fünfjährigen Töchter der H. erſchoſſen und den
zehn Monate alten Sohn erdroſſelt vor. Auf dem Tiſche lag
ein längeres Schreiben, worin die Frau als Motiv der Tat
großes Elend angibt. Eine halbe Stunde ſpäter wurde die auf
der Straße umherirrende Mörderin verhaftet, die bei ihrem
Verhör angab, ſie wolle auch Selſturord begehen.

15 Perſonen getötet.
Jn dem Petersburger Stadtteile Likowskajag ſtürzte ein

ſechsſtöckiger Neubau ein. 15 Perſonen wurden tot, 30 ſchwer
verwundet aus den Trümmern gezogen. Auch ein Feuerwehr-
n erlitt bei den Aufräumungsarbeiten ſchwere Brand-

unden.
Ein ſcheußlicher amerikaniſcher Reklamnetrick.

Die Körver der am vergangenen Montag im Gefängnis von
Sing Sing mittels elektriſchen Stromes hingerichteten Ver-
brecher ſind tagelang von einer Begräbnisgeſellſchaft zuReklamezwecken öffentlich ausgeſtellt worden. Je die Leichen

ſehen wollte, mußte ein Eintrittsgeld bezahlen. Dieſe ſonder-
bare Ausſtellung wurde täglich ſtark beſucht, hauptſächlich von
Jtalienern. Der Skandal wurde ſchließlich ſo groß, daß die
Sanitätskolonne der Vereinigten Staaten den Befehl gab, die
Leichname unverzüglich zu begraben.

Kleines Allerlei. 12000 Mk. erſchwindelt. Bei einem
Bankhaus in Breslau hob ein Angeſtellter einer dortigen Kleie-
großhandlung mit einer gefälſchten Quittung ſeines Chefs
12 000 Mk. ab und verſchwand damit ſpurlos. Der Betrüger
hatte unmittelbar vorher im Namen ſeines Chefs das Bank-
haus telephoniſch um Zahlung erſucht. Eiſenbahn-
unfälle. Sonntag nachmittag entgleiſte ein vollbeladener
Güterzug auf der Strecke zwiſchen Vorna und Rieſa. Die
Wagen ſtürzten durcheinander. Der Zugführer geriet dabei
unter die Maſchine. Er wurde in hoffnungsloſem Zuſtande
nach Rieſa gebracht. Das Zugperſonal kam mit leichten Ver-
letzungen davon. Autounglück. Bei der vom Magde-
burger Autoklub aus Anlaß des Kronprinzenrennens ausge-
ſchriebenen Sternfahrt nach Magdeburg ereignete ſich ein
ſchwerer Unglücksfall auf der Chauſſee zwiſchen Gardelegen
und Salzwedel. Hier erlitt ein Automobil, in dem ſich zwei
Offiziere und 2 Chauffeure befanden, einen Achſenbruch; der
Wagen überſchlug ſich, die Jnſaſſen wurden herausgeſchleudert.
Dabei erlitten die beiden Chauffeure tödliche Verletzungen,
während die Offiziere mit leichten Wer davon
kamen. Entgleiſung. Der Pennſylvania-Blitzzug ent
gleiſte bei Middelpoint in Ohio. Drei Perſonen wurden ver-
letzt. Die Stahlwagen widerſtanden dem Stoß. Von
einer Lawine verſchüttet. Mehrere Kulis, die in
Goulmarg in Kaſchmir eintrafen, berichten, daß die Bergbau-
anlage Hunter Worksman durch eine Lawine verſchüttet wurde,
wobei ein Mitglied der Geſellſchaft den Tod fand. Die Kulis
konnten den Namen des Getöteten jedoch nicht nennen. Bis-
her iſt es nicht möglich geweſen, ihren Bericht auf die Wahr
heit hin zu prüfen. Schließung des Oſtender
Spielklubs. Der Klub im Kurſaal zu Oſtende wurde
vom Staatsanwalt und mehreren Gendarmen mit den Worten:
Jedes Spiel iſt beendet! geſchloſſen. Ein Teil des Publikums
flüchtete durch das Fenſter. Unwetter in England.
Die heftigen Regengüſſe der vergangenen Woche haben in Eng-
land großen Schaden angerichtet und im Tale des Avon in
Südwales zahlreiche Erdrutſche zur Folge gehabt. Bei der
Ortſchaft Glyngering wurde ein Teil des Gebirges abge-
ſchwemmt und eine Geröllmaſſe von 200 Tonnen verſperrt die
Bahngleiſe. Einem Perſonenzug gelang es bei Port Talbot
nur mit großer Mühe einige Meter vor dem Hindernis zum
Stehen zu kommen. Attentat auf einen Erz-
biſchof. Während des Gottesdienſtes in der Stephanskirche
in Wien wurden von dem Arbeiter Johann Prinz ein Meſſer-
attentat auf den Erzbiſchof Dr. Nagl verübt. Der Erzbiſchof
hat einen Stich in die Schulter erhalten. Ueber die näheren
Umſtände des Attentats und die Schwere der Verwundung iſtnoch nichts bekannt. Der Attentäter wurde ſofort Feſt
genommen.

Humor und Satire.
Zu weit. Ein biederer Landmann aus der Lüneburger

Heide hatte in ſeinem Dorfe viel Erſtaunliches, für ſeine Be
griffe kaum Glaubliches über das neueſte Wunder der
modernen Baukunſt, den Elbtunnel in Hambuvrg, gehört. Bei
ſeiner nächſten Anweſenheit in g will er die Gelegen
heit benutzen und dies Wunderwerk beſichtigen. Vorſichts
halber befragt er aber erſt ein paar Hamburger Jungens, ob
das Werk denn wirklich ſo großartig iſt und ob der Tunnel ſo
lang iſt, wie man ihn zu Hauſe geſchildert hat. Die Ham-
burger, die ſofort merkten, wes Beiſtes Kind der Frager iſt.
machen dem Bauern gehörig An ſt und raten ihm dringend,
erſt einmal ordentlich zu frühſtücken, bevor er die Reiſe durch
den Tunnel antritt, da ſonſt leicht die Kräfte nicht ausreichen,
das andere Ende des Tunnels zu erreichen. Geſagt, getan!
Nach einem kräftigen Hamburger Jmbiß mit „Köhm un Beer“
macht unſer Bauer ſich auf den Weg. Als er mit dem Fahr
ſtuhl unten angelangt iſt, wird er durch den Lichterglang ganz
geblendet und er kann das andere Ende des Tunnels nicht
erſpähen, ſo ſehr er ſich guch anſtrengt. Etwas verzagt, macht
er ſich dennoch auf den Weg. Nach kurzer Zeit begegnet ihm
eine Bäuerin, deren liebliche Rundung verrät, daß ſie Mutter
freuden entgegenſieht. Der Bauer, der noch immer das andere
Ende des Tunnels nicht ſehen kann, fragt nun die Bäuerin:

„Seggen Se mal, Frol Wie lange gohn Se denn all
egentlik?“

Die Frau, die dieſe Frage auf ihren Zuſtand beziehen mochke,
antwortete

„Jm fiften (5.) Monat!“
„Dunner nä,“ ſagt der Bauer, „datt is mi to lang. Jm

fiften Monat! Dann gah ick doch lever wedder üml“
Sprachs und wandte ſich wieder dem Eingange zu.
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Bestbewährfe Nahrung für:

esunde sie2 und schwächliche,magen- in der Entwiekung
darmkranke Kinder.
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